
2.4.2009 Gesetz zur Überleitung von Zuständigkeiten in der Gesundheit, im Arbeitsschutz und in der Ernäh-
rung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 46

1102–5–S

2.4.2009 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Untersuchungsausschüsse des Bayerischen Landtags  . . . . 48
1100–4–I

2.4.2009 Gesetz zur Änderung des Bayerischen Datenschutzgesetzes  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 49
204–1–I

2.4.2009 Gesetz zur Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes und des Bayerischen Mediengesetzes  . . . . . . 50
2251–1–S ,  2251–4–S

1.4.2009 Verordnung über die Laufbahnen der Bayerischen Beamtinnen und Beamten (Laufbahnverordnung –
LbV)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 51

2030–2–1–2–F

1.4.2009 Verordnung zur Anpassung von Rechtsverordnungen an das Bayerische Beamtengesetz  . . . . . . . . . . . . . 79

SeiteI n h a l tDatum

2009München, den 8. AprilNr. 5

45

B 1612



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5/200946

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird: 

Art. 1

Angelegenheiten des Krankenhauswesens 
und der gesetzlichen Krankenversicherung 

(1) 1Die durch Vorschriften des bayerischen Landes-
rechts für das Staatsministerium für Arbeit und So-
zialordnung, Familie und Frauen begründeten Zu-
ständigkeiten für die Angelegenheiten des Kranken-
hauswesens, der gesetzlichen Krankenversicherung
einschließlich des Vertragsarztrechts sowie der Auf-
sicht über die Träger der gesetzlichen Krankenversi-
cherung, deren Verbände und – bezüglich der gesetzli-
chen Krankenversicherung – die Versicherungsbehör-
den stehen dem Staatsministerium für Umwelt und
Gesundheit zu. 2Dies gilt im Besonderen für die Zu-
ständigkeiten des Staatsministeriums für Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen nach

1. dem Bayerischen Krankenhausgesetz (BayRS 
2126–8–A),

2. Art. 7 Abs. 1, soweit die gesetzliche Krankenversi-
cherung betroffen ist, und Art. 9 des Gesetzes zur
Ausführung der Sozialgesetze (BayRS 86–7–A)

sowie den Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die in
den in Satz 1 bezeichneten Angelegenheiten erlassen
worden sind. 3Entsprechendes gilt für die Zuständig-
keiten des den Geschäftsbereich Arbeit und Sozialord-
nung, Familie und Frauen leitenden Mitglieds der
Staatsregierung.

(2) Vom Übergang nach Abs. 1 ausgeschlossen ist die
Zuständigkeit des Staatsministeriums für Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen für das Unterbrin-
gungswesen einschließlich der Fachaufsicht über den
Vollzug der Unterbringung in einem psychiatrischen
Krankenhaus oder in einer Entziehungsanstalt auf
Grund einer strafgerichtlichen Entscheidung sowie
die Aufsicht über die forensisch-psychiatrischen Am-
bulanzen, in denen Straftäter, die aus dem Maßregel-
vollzug entlassen wurden oder deren Maßregel zur Be-
währung ausgesetzt wurde, betreut werden.

Art. 2

Angelegenheiten des Arbeitsschutzes

(1) 1Die durch Vorschriften des bayerischen Landes-
rechts für das Staatsministerium für Umwelt, Gesund-
heit und Verbraucherschutz begründeten Zuständig-

keiten für die Angelegenheiten des Arbeitsschutzes
einschließlich des technischen und des stofflichen Ver-
braucherschutzes, des Arbeitszeitschutzes, des Son-
derarbeitsschutzes für Jugendliche und Frauen, der
Arbeitsmedizin mit den Berufskrankheiten, der Ge-
werbeaufsicht einschließlich der Chemikaliensicher-
heit und der Röntgenverordnung sowie für die Über-
wachung überwachungsbedürftiger Anlagen, soweit
nicht die Zuständigkeit eines anderen Staatsministe-
riums gegeben ist, stehen dem Staatsministerium für
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen zu.
2Dies gilt im Besonderen für die Zuständigkeiten des
Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz nach

1. dem Bayerischen Arbeitsschutz-Zuständigkeitsge-
setz (BayRS 805–1–UG), 

2. dem Abkommen über die Zentralstelle der Länder
für Sicherheitstechnik und über die Akkreditie-
rungsstelle der Länder für Mess- und Prüfstellen
zum Vollzug des Gefahrstoffrechts (BayRS 
805–7–UG)

sowie den Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die in
den in Satz 1 bezeichneten Angelegenheiten erlassen
worden sind. 3Entsprechendes gilt für die Zuständig-
keiten des den Geschäftsbereich Umwelt und Gesund-
heit leitenden Mitglieds der Staatsregierung.

(2) 1Soweit Behörden und Einrichtungen schwer-
punktmäßig für Angelegenheiten des Abs. 1 Satz 1 zu-
ständig sind und dem Staatsministerium für Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz nachgeordnet wa-
ren, sind sie dem Staatsministerium für Arbeit und So-
zialordnung, Familie und Frauen in gleicher Weise
nachgeordnet. 2Ermächtigungen der Staatsregierung
und des Staatsministeriums zur Einrichtung der
Behörden im Einzelnen bleiben unberührt.

Art. 3

Angelegenheiten der Ernährung

1Die durch Vorschriften des bayerischen Landes-
rechts für das Staatsministerium für Umwelt, Gesund-
heit und Verbraucherschutz begründeten Zuständig-
keiten für Angelegenheiten der Ernährung stehen dem
Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten zu. 2Dies gilt im Besonderen für die Zu-
ständigkeit des Staatsministeriums für Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 1
und Art. 34 des Gesundheitsdienst- und Verbraucher-
schutzgesetzes (BayRS 2120–1–UG), soweit aus-
schließlich oder im Schwerpunkt Angelegenheiten der
Ernährung betroffen sind. 3Entsprechendes gilt für die

1102–5–S

Gesetz
zur Überleitung von

Zuständigkeiten in der Gesundheit,
im Arbeitsschutz und in der Ernährung

Vom 2. April 2009
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Zuständigkeiten des den Geschäftsbereich Umwelt
und Gesundheit leitenden Mitglieds der Staatsregie-
rung.

Art. 4

Änderung von Rechtsvorschriften

(1) Das Gesetz über den öffentlichen Gesundheits-
und Veterinärdienst, die Ernährung und den Verbrau-
cherschutz sowie die Lebensmittelüberwachung (Ge-
sundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz –
GDVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl S. 452, ber. S. 752,
BayRS 2120–1–UG), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 22. Juli 2008 (GVBl S. 464), wird wie folgt geän-
dert:

1. Art. 5 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt:

„(2) Soweit das Landesamt für Gesundheit
und Lebensmittelsicherheit Fachaufgaben des
technischen, sozialen und medizinischen Ar-
beitsschutzes sowie des technischen und stoffli-
chen Verbraucherschutzes (mit Ausnahme des
Schutzes vor ionisierender und nicht ionisieren-
der Strahlung, der Anlagensicherheit und der
physikalischen Messtechnik) wahrnimmt, unter-
steht es insoweit der Fachaufsicht des Staatsmi-
nisteriums für Arbeit und Sozialordnung, Fami-
lie und Frauen.“

b) Die bisherigen Abs. 2 bis 4 werden Abs. 3 bis 5.

2. Art. 34 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Nr. 5 werden die Worte „Abs. 2“ durch
die Worte „Abs. 3“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 4 werden die Worte „Abs. 4“ durch
die Worte „Abs. 5“ ersetzt.

(2) In Art. 32 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 des Gesetzes
über die Berufsausübung, die Berufsvertretungen und
die Berufsgerichtsbarkeit der Ärzte, Zahnärzte, Tier-
ärzte, Apotheker sowie der Psychologischen Psycho-
therapeuten und der Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten (Heilberufe-Kammergesetz – HKaG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Februar
2002 (GVBl S. 42, BayRS 2122–3–UG), zuletzt geändert
durch § 2 des Gesetzes vom 23. April 2008 (GVBl 
S. 132), werden die Worte „im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen“ gestrichen.

(3) Das Gesetz über den Vollzug des Tierseuchen-
rechts (BayRS 7831–1–UG), zuletzt geändert durch § 1
Nr. 118 des Gesetzes vom 7. August 2003 (GVBl S. 497),
wird wie folgt geändert:

1. In Art. 1 Abs. 1 und 2 Satz 1, Art. 4 Abs. 2 Satz 3, 

Art. 5b Abs. 1 Sätze 1 und 3 Nr. 5 und Abs. 2 Satz 2
Nr. 2 sowie Art. 5c Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Sätze 1
und 2 werden jeweils die Worte „Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie, Frauen und Gesundheit“ durch
die Worte „Umwelt und Gesundheit“ ersetzt.

2. Art. 5f wird wie folgt geändert:

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.

b) In Satz 1 werden die Worte „Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie, Frauen und Gesundheit“
durch die Worte „Umwelt und Gesundheit“ er-
setzt.

3. In Art. 6 sowie in Art. 8a Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und
Abs. 2 werden jeweils die Worte „Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie, Frauen und Gesundheit“ durch
die Worte „Umwelt und Gesundheit“ ersetzt.

(4) In § 1 Abs. 4 der Verordnung zum Vollzug tier-
schutzrechtlicher Vorschriften vom 26. März 1999
(GVBl S. 144, BayRS 7833–1–1–UG) werden die Worte
„Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Ge-
sundheit“ durch die Worte „Umwelt und Gesundheit“
ersetzt.

Art. 5

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 30. Oktober
2008 in Kraft. 

(2) 1Mit Ablauf des 29. Oktober 2008 treten außer
Kraft:

1. das Gesetz über Zuständigkeiten in der Gesundheit,
in der Ernährung und im Verbraucherschutz vom 
9. April 2001 (GVBl S. 108, BayRS 1102–10–S),
geändert durch Art. 37 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes vom
24. Juli 2003 (GVBl S. 452),

2. das Gesetz zur Überleitung von Zuständigkeiten
vom 23. Juli 1993 (GVBl S. 496, BayRS 1102–7–S)
und 

3. das Dritte Gesetz zur Überleitung von Zuständig-
keiten vom 29. Dezember 1998 (GVBl S. 1013,
BayRS 1102–9–S). 

2Die durch die aufgehobenen Vorschriften eingetrete-
nen Rechtswirkungen bleiben unberührt.

München, den 2. April 2009

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Art. 3 und 4 des Gesetzes über die Untersuchungs-
ausschüsse des Bayerischen Landtags (BayRS 1100–4–I),
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 24. April
2001 (GVBl S. 140), erhalten folgende Fassung: 

„Art. 3 

Vorsitzende

(1) 1Die Vollversammlung des Landtags bestellt die
Vorsitzenden der Untersuchungsausschüsse sowie de-
ren Stellvertreterinnen und Stellvertreter. 2Die oder
der Vorsitzende und die Stellvertreterin oder der Stell-
vertreter müssen jeweils verschiedenen Fraktionen
angehören und sollen die Befähigung zum Richteramt
haben.

(2) Das Vorschlagsrecht für die Vorsitzenden der
Untersuchungsausschüsse einer Wahlperiode steht
den Fraktionen im Verhältnis ihrer Stärke im Landtag
zu; für die Berechtigungsfolge der Fraktionen findet
das Verfahren nach Sainte-Laguë/Schepers Anwen-
dung.

Art. 4 

Ausschussmitglieder

(1) 1Jeder Untersuchungsausschuss besteht mindes-

tens aus sieben Mitgliedern des Landtags. 2Diese wer-
den von den Fraktionen bestimmt und von der Vollver-
sammlung bestellt. 3Maßgebend hierfür ist die Stärke
der Fraktionen; das Verfahren nach Sainte-
Laguë/Schepers findet Anwendung.

(2) Fraktionen, die bei der Besetzung der Ausschüsse
nach Abs. 1 nicht zum Zuge kommen, entsenden je ein
weiteres Mitglied.

(3) Die oder der nach Art. 3 bestellte Vorsitzende und
die oder der stellvertretende Vorsitzende werden bei
der Ausschussbesetzung nach den Abs. 1 und 2 den
Fraktionen zugerechnet, denen sie angehören.

(4) Bei der Bestimmung der Mitglieder nach den
Abs. 1 und 2 benennen die Fraktionen so viele Stellver-
treterinnen und Stellvertreter, wie ihnen Mitglieder
nach den Abs. 1 und 2 zustehen.“

§ 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 2009 in Kraft.

München, den 2. April 2009

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r

1100–4–I

Gesetz
zur Änderung des
Gesetzes über die

Untersuchungsausschüsse des Bayerischen Landtags

Vom 2. April 2009
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Art. 33 des Bayerischen Datenschutzgesetzes
(BayDSG) vom 23. Juli 1993 (GVBl S. 498, BayRS 
204-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom
10. Juni 2008 (GVBl S. 315), wird wie folgt geändert:

1. Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung: 

„dabei wird das Verfahren nach Sainte-Laguë/Sche-
pers angewandt.“

2. In Abs. 7 werden die Worte „in der Reisekosten-
stufe B“ gestrichen.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 2009 in Kraft.

(2) Für die Vertreter des 16. Landtags in der Daten-
schutzkommission gelten die bisherigen Bestimmun-
gen.

München, den 2. April 2009

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r

204-1-I

Gesetz
zur Änderung des

Bayerischen Datenschutzgesetzes

Vom 2. April 2009
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes

In Art. 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 des Gesetzes über die Er-
richtung und die Aufgaben einer Anstalt des öffentli-
chen Rechts „Der Bayerische Rundfunk“ (Bayerisches
Rundfunkgesetz – BayRG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Oktober 2003 (GVBl S. 792,
BayRS 2251–1–S), zuletzt geändert durch § 1 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 2008 (GVBl S. 975), werden
die Worte „nach dem d´Hondtschen Verfahren“ durch
die Worte „nach dem Verfahren Sainte-Laguë/Sche-
pers“ ersetzt.

§ 2

Änderung des Bayerischen Mediengesetzes

In Art. 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Gesetzes über die
Entwicklung, Förderung und Veranstaltung privater
Rundfunkangebote und anderer Telemedien in Bayern
(Bayerisches Mediengesetz – BayMG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 2003 (GVBl 
S. 799, BayRS 2251–4–S), zuletzt geändert durch § 2
des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 (GVBl S. 975),
werden die Worte „nach dem d´Hondtschen Verfah-
ren“ durch die Worte „nach dem Verfahren Sainte-
Laguë/Schepers“ ersetzt.

§ 3

Inkrafttreten, Übergangsbestimmung

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 2009 in Kraft.

(2) Für die Vertreter des 16. Landtags im Rundfunk-
rat und im Medienrat gelten die bisherigen Bestim-
mungen.

München, den 2. April 2009

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r

2251–1–S ,  2251–4–S

Gesetz
zur Änderung des

Bayerischen Rundfunkgesetzes und
des Bayerischen Mediengesetzes

Vom 2. April 2009
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Auf Grund von Art. 26 Abs. 1, Art. 30 Abs. 1, Art. 35
Abs. 3, Art. 41 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3, Art. 44, 99 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 und Art. 115 Abs. 2 des Bayerischen Beam-
tengesetzes (BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl S. 500,
BayRS 2030–1–1–F) erlässt die Bayerische Staatsre-
gierung folgende Verordnung:

Inhaltsübersicht

Teil 1
Allgemeines

§ 1   Geltungsbereich

§ 2   Ausschreibung

§ 3   Begriffsbestimmungen

§ 4   Erwerb der Laufbahnbefähigung

§ 5   Laufbahnwechsel, Anerkennung der Befähigung

§ 6   Probezeit im Sinn des § 4 Abs. 3 Buchst. a BeamtStG

§   7   Einstellung

§   8   Übertragung höherwertiger Dienstposten

§   9  Probezeit im Sinn des § 4 Abs. 3 Buchst. b  BeamtStG in Äm-
tern mit leitender Funktion im Beamtenverhältnis auf Probe

§ 10   Beförderungen

§ 11   Sonderregelung für Beförderungen

§ 12   Dienstzeiten

§ 13   Schwerbehinderte Menschen 

Teil 2

Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbewerber

Abschnitt 1

Gemeinsame Vorschriften

§ 14   Grundsätze

§ 15   Einstellungsprüfung, besonderes Auswahlverfahren

§ 16   Einstellung in den Vorbereitungsdienst

§ 17   Gestaltung des Vorbereitungsdienstes

§ 18   Übernahme in die nächstniedrigere Laufbahn

§ 19   Laufbahnprüfung, Einstellung in das Beamtenverhältnis auf
Probe

§ 20   Beendigung des Beamtenverhältnisses auf Widerruf

Abschnitt 2

Befähigung von Bewerberinnen und Bewerbern
aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union

§ 21   Anwendungsbereich

§ 22   Anerkennungsvoraussetzungen

§ 23   Antrag

§ 24   Bewertung der Qualifikationsnachweise

§ 25   Entscheidung

§ 26   Notwendigkeit von Ausgleichsmaßnahmen

§ 27   Eignungsprüfung

§ 28   Anpassungslehrgang

§ 29   Abschluss des Anerkennungsverfahrens

§ 30   Berufsbezeichnung

Abschnitt 3

Öffentlich-rechtliches Ausbildungsverhältnis

§ 31   Zulassung

§ 32   Begründung des öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhält-
nisses

§ 33   Dienstpflichten

§ 34   Beendigung des öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhält-
nisses

Abschnitt 4

Einfacher Dienst

§ 35   Einstellung in den Vorbereitungsdienst

§ 36   Vorbereitungsdienst

§ 37   Probezeit

Abschnitt 5

Mittlerer Dienst

§ 38   Einstellung in den Vorbereitungsdienst

§ 39   Vorbereitungsdienst

§ 40   Probezeit

§ 41   Aufstieg

Abschnitt 6

Gehobener Dienst

§ 42   Einstellung in den Vorbereitungsdienst

§ 43   Vorbereitungsdienst

§ 44   Probezeit

§ 45   Aufstieg

§ 46   Aufstieg für besondere Verwendungen

Abschnitt 7

Höherer Dienst

§ 47   Einstellung in den Vorbereitungsdienst

§ 48   Vorbereitungsdienst

§ 49   Probezeit

2030-2-1-2-F

Verordnung
über die Laufbahnen

der bayerischen Beamtinnen und Beamten
(Laufbahnverordnung – LbV)

Vom 1. April 2009

 



§ 50   Dienstposten an obersten Landesbehörden

§ 51   Aufstieg

Teil 3

Laufbahnen besonderer Fachrichtungen

§ 52   Gestaltungsgrundsätze

§ 53   Befähigungsvoraussetzungen

§ 54   Feststellung der Befähigung

Teil 4

Andere Bewerberinnen und Bewerber

§ 55   Befähigungsvoraussetzungen

§ 56   Probezeit

Teil 5

Dienstliche Beurteilung

§ 57   Dienstliche Beurteilung

§ 58   Probezeitbeurteilung

§ 59   Periodische Beurteilung

§ 60   Zwischenbeurteilung

§ 61   Inhalt der dienstlichen Beurteilung

§ 62   Bewertung und Gesamturteil

§ 63   Zuständigkeit

§ 64   Eröffnung der dienstlichen Beurteilung

§ 65   Ausnahmegenehmigungen

§ 66   Dienstliche Beurteilung von Lehrkräften

Teil 6

Fortbildung

§ 67   Fortbildung

Teil 7

Übernahme von Beamtinnen und Beamten

§ 68 Übernahme von Beamtinnen und Beamten und Wiedereinstel-
lung früherer Beamtinnen und Beamter von Dienstherren in-
nerhalb des Geltungsbereichs des Bayerischen Beamtengesetzes

§ 69   Übernahme von Beamtinnen und Beamten und Wiedereinstel-
lung früherer Beamtinnen und Beamter von Dienstherren außer-
halb des Geltungsbereichs des Bayerischen Beamtengesetzes

Teil 8

Landespersonalausschuss

§ 70   Feststellung der Laufbahnbefähigung

§ 71   Allgemeine Ausnahmen

Teil 9

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 72   Zuständigkeit der obersten Dienstbehörden

§ 73   Erlass von Verwaltungsvorschriften

§ 74   Übergangsregelungen

§ 75   Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Anlage 1 (zu § 28)

Anlage 2 (zu § 53)

Anlage 3 (zu § 53)

Teil 1

Allgemeines

§ 1

Geltungsbereich

(1) 1Diese Verordnung gilt für die Beamtinnen und
Beamten des Staates, der Gemeinden, der Gemeinde-
verbände und der sonstigen unter der Aufsicht des
Staates stehenden Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts, soweit sich aus ihr
nichts anderes ergibt. 2Sie gilt für Richterinnen und
Richter entsprechend, soweit durch besondere Rechts-
vorschriften nichts anderes bestimmt ist.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für

1. Professorinnen und Professoren, ausgenommen 
§ 58,

2. Beamtinnen und Beamte auf Zeit, mit Ausnahme
der Beamtinnen und Beamten in Ämtern mit leiten-
der Funktion im Beamtenverhältnis auf Zeit (Art. 45
BayBG) und

3. Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte.

(3) Mit Ausnahme der Teile 5 und 6 gilt diese Verord-
nung nicht für die Laufbahn des Polizeivollzugsdiens-
tes, soweit die Verordnung über die Laufbahnen der
bayerischen Polizeivollzugsbeamten oder eine sonsti-
ge Verordnung nach Art. 126 BayBG etwas anderes be-
stimmt.

§ 2

Ausschreibung

(1) 1Bewerberinnen und Bewerber sind durch Stel-
lenausschreibung zu ermitteln, wenn dies im besonde-
ren dienstlichen Interesse liegt. 2Ein besonderes
dienstliches Interesse liegt insbesondere dann vor,
wenn für die Besetzung freier Stellen geeignete Lauf-
bahnbewerberinnen und Laufbahnbewerber beim
Dienstherrn nicht zur Verfügung stehen.

(2) 1Die Stellenausschreibung muss für die Bewer-
bung eine Frist von mindestens zwei Wochen vorsehen.
2Auf gesetzliche Vorschriften, nach denen bestimmte
Personengruppen bevorzugt einzustellen sind (§ 3 
Abs. 1), soll besonders hingewiesen werden.

§ 3

Begriffsbestimmungen

(1) Einstellung ist eine Ernennung, durch die ein Be-
amtenverhältnis begründet wird.

(2) 1Beförderung ist eine Ernennung, durch die ein
anderes Amt mit höherem Endgrundgehalt verliehen
wird; Amtszulagen gelten als Bestandteil des Grund-
gehalts. 2Einer Beförderung steht es gleich, wenn ein
anderes Amt mit anderer Amtsbezeichnung beim
Wechsel der Laufbahngruppe verliehen wird.
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§ 4

Erwerb der Laufbahnbefähigung 

(1) 1Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbewer-
ber erwerben die Befähigung für eine Laufbahn durch

1. Ableisten des Vorbereitungsdienstes und Bestehen
der Laufbahnprüfung,

2. Einführung und Bestehen der Laufbahnprüfung
nach den §§ 41 und 45,

3. Feststellung der erfolgreichen Einführung in die
Aufgaben des gehobenen Dienstes nach § 46 oder
Feststellung der Befähigung für den höheren Dienst
nach § 51,

4. Anerkennung eines in einem Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union erworbenen Qualifikationsnach-
weises gemäß §§ 21 bis 30,

5. Erwerb der Vorbildung und hauptberufliche Tätig-
keit in einer Laufbahn besonderer Fachrichtungen
nach den §§ 52 bis 54,

6. Anerkennung nach § 5 Abs. 2, 3 und 4 oder § 69 
Abs. 3 oder

7. Feststellung des Landespersonalausschusses nach 
§ 70.

2In den Laufbahnen des einfachen Dienstes entfällt die
Laufbahnprüfung.

(2) 1Andere Bewerberinnen und Bewerber erwerben
die Befähigung durch Lebens- und Berufserfahrung
innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes.
2Die Befähigung ist vor der Einstellung durch den Lan-
despersonalausschuss festzustellen (§ 55).

§ 5

Laufbahnwechsel, Anerkennung der Befähigung

(1) Ein Laufbahnwechsel ist zulässig, wenn die Be-
amtin oder der Beamte die Befähigung für die neue
Laufbahn besitzt.

(2) 1Die oberste Dienstbehörde kann die von einer
Laufbahnbewerberin oder von einem Laufbahnbe-
werber im Geltungsbereich des Bayerischen Beamten-
gesetzes durch Bestehen der Laufbahnprüfung erwor-
bene Befähigung als Befähigung für eine gleichwertige
Laufbahn anerkennen. 2Laufbahnen gelten als einan-
der gleichwertig, wenn

1. sie zu derselben Laufbahngruppe gehören und

2. a) die Befähigung für die neue Laufbahn eine im
Wesentlichen gleiche Vor- und Ausbildung vo-
raussetzt oder

b) die Befähigung für die neue Laufbahn auch auf
Grund der Vorbildung, Ausbildung und Tätigkeit
in der bisherigen Laufbahn durch Unterweisung
erworben werden kann.

3Die Anerkennung ist ausgeschlossen, wenn für die
neue Laufbahn eine bestimmte Vorbildung, Ausbil-

dung oder Prüfung durch besondere Rechtsvorschrift
vorgeschrieben oder nach ihrer Eigenart zwingend er-
forderlich ist. 4Die Anerkennung bedarf in den Lauf-
bahnen des gehobenen und höheren Dienstes der Zu-
stimmung des Landespersonalausschusses. 5Der Lan-
despersonalausschuss kann die Zustimmung auch von
dem Nachweis abhängig machen, dass geeignete Lauf-
bahnbewerberinnen oder Laufbahnbewerber mit der
einschlägigen  Laufbahnbefähigung nicht zu gewin-
nen sind; dies gilt nicht in den Fällen des Art. 48 Abs. 2
BayBG, § 26 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2, 3 oder § 29 Abs. 2 des
Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG). 6Er kann über die
Art der Unterweisung besondere Regelungen treffen.

(3) 1Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamte mit der Laufbahnprüfung für den mittle-
ren oder gehobenen Polizeivollzugsdienst, die nach
Art. 48 Abs. 2, Art. 128 Abs. 3 BayBG in Verbindung mit
§ 26 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2, 3 oder § 29 Abs. 2 BeamtStG
in eine Laufbahn des mittleren oder gehobenen Ver-
waltungsdienstes übernommen werden sollen, erwer-
ben die Befähigung für die neue Laufbahn durch Un-
terweisung und eine mindestens einjährige Tätigkeit in
einem Amt der neuen Laufbahn. 2Über die Anerken-
nung der Befähigung entscheidet die für das Amt der
neuen Laufbahn zuständige oberste Dienstbehörde.

(4) 1Wer nach Art. 48 Abs. 2 BayBG, § 26 Abs. 1 
Satz 3, Abs. 2, 3 oder § 29 Abs. 2 BeamtStG in eine an-
dere als eine entsprechende (Art. 27 Abs. 4 Sätze 1 und 2
BayBG) oder gleichwertige Laufbahn übernommen
werden soll, erwirbt die Befähigung für die neue Ver-
wendung durch Unterweisung und eine mindestens
einjährige Tätigkeit in der neuen Verwendung, wenn
auf Grund der Vorbildung, Ausbildung und Tätigkeit
in der bisherigen Laufbahn zu erwarten ist, dass die
Befähigung für die neue Verwendung auf diese Weise
erworben werden kann. 2Über die Anerkennung der
Befähigung entscheidet die für das Amt der neuen
Laufbahn zuständige oberste Dienstbehörde mit Zu-
stimmung des Landespersonalausschusses. 3Der Lan-
despersonalausschuss kann über die Art der Unterwei-
sung besondere Regelungen treffen. 4Abs. 2 Satz 3 gilt
entsprechend.

§ 6

Probezeit im Sinn des § 4 Abs. 3 Buchst. a BeamtStG

(1) 1Probezeit im Sinn des § 4 Abs. 3 Buchst. a Be-
amtStG ist die Zeit im Beamtenverhältnis auf Probe,
während der sich die Beamtin oder der Beamte nach
Erwerb der Laufbahnbefähigung für das Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit in dieser Laufbahn bewähren
soll. 2Die Probezeit soll insbesondere unter Berück-
sichtigung der Arbeitsergebnisse zeigen, ob die Beam-
tin oder der Beamte nach Eignung, Befähigung und
fachlicher Leistung in der Lage ist, die Aufgaben der
Laufbahn zu erfüllen. 3Während der Probezeit soll der
Einsatz auf verschiedenen Dienstposten erfolgen, so-
weit es die dienstlichen Verhältnisse zulassen. 4Bei der
Berechnung der Probezeit ist § 12 Abs. 2 entsprechend
anzuwenden.

(2) 1Zeiten von Beurlaubungen unter vollständiger
oder teilweiser Fortgewährung der Leistungen des
Dienstherrn gelten als Probezeit. 2Die Probezeit ver-
längert sich um Zeiten einer Beurlaubung unter Fort-
fall des Anspruchs auf Leistungen des Dienstherrn.
3Auf die Probezeit können solche Zeiten angerechnet



werden, die nach § 12 Abs. 4 Satz 1 Nrn. 2 bis 4 als
Dienstzeit gelten. 4Bei einer Anrechnung ist § 12 Abs. 2
entsprechend anzuwenden. 5Es ist jedoch eine Probe-
zeit im Umfang der für die jeweilige Laufbahn festge-
legten Mindestprobezeit abzuleisten. 6Über die An-
rechnung entscheidet die oberste Dienstbehörde. 7Die
oberste Dienstbehörde kann mit Zustimmung des Lan-
despersonalausschusses ausnahmsweise von der Min-
destprobezeit absehen, wenn an der Beurlaubung ein
besonderes dienstliches Interesse besteht.

(3) 1Hat sich die Beamtin oder der Beamte bis zum
Ablauf der Probezeit noch nicht bewährt oder ist sie
oder er noch nicht geeignet, kann die Probezeit bis zu
einer Gesamtdauer von fünf Jahren verlängert werden.
2Die Entscheidung trifft die oberste Dienstbehörde.

(4) Beamtinnen und Beamte, die sich nicht bewährt
haben oder nicht geeignet sind, werden entlassen.

§ 7

Einstellung

(1) Die Einstellung in das Beamtenverhältnis auf
Probe erfolgt im Eingangsamt der jeweiligen Lauf-
bahn.

(2) Die oberste Dienstbehörde kann mit Zustim-
mung des Landespersonalausschusses die Einstellung
in einem höheren Amt als dem Eingangsamt zulassen,
wenn die Bewerberin oder der Bewerber für das zu
übertragende Amt geeignet erscheint, durch berufli-
che Tätigkeiten innerhalb oder außerhalb des öffentli-
chen Dienstes eine den Anforderungen entsprechende
Erfahrung erworben hat und an der Gewinnung ein be-
sonderes dienstliches Interesse besteht.

§ 8

Übertragung höherwertiger Dienstposten

(1) 1Bei der Übertragung höherwertiger Dienstpos-
ten ist ausschließlich nach dem Leistungsgrundsatz zu
verfahren. 2Es muss zu erwarten sein, dass die Beamtin
oder der Beamte den Anforderungen des höherwerti-
gen Dienstpostens nach Eignung, Befähigung und
fachlicher Leistung gewachsen ist. 3Grundlagen für
diese Einschätzung können neben der dienstlichen Be-
urteilung auch Personalauswahlgespräche, struktu-
rierte Interviews, Assessment-Center oder andere wis-
senschaftlich fundierte Auswahlverfahren sein.

(2) 1Der Übertragung eines höheren Amtes im Weg
der Beförderung muss eine Bewährung in den Dienst-
geschäften dieses Amtes vorangegangen sein. 2Die Be-
währungszeit beträgt mindestens drei Monate (Erpro-
bungszeit gemäß Art. 28 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 BayBG).
3Die Bewährungszeit kann über die Zeit nach Satz 2
hinausgehen; sie soll sechs Monate nicht überschrei-
ten. 4Die Bewährungszeit nach den Sätzen 1 und 2 ent-
fällt, soweit sich die Beamtin oder der Beamte auf ei-
nem gleichwertigen Dienstposten bereits bewährt hat.
5Die Bewährungszeit nach Satz 3 entfällt auch, wenn
sie aus sonstigen dienstlichen Gründen nicht mehr er-
forderlich ist. 6Sätze 1 bis 5 finden keine Anwendung
in den Fällen der Art. 45 und 46 BayBG. 

(3) 1Der Übertragung eines höheren Amtes im Weg

des Aufstiegs muss eine Bewährung in den Dienstge-
schäften dieses Amtes vorangegangen sein. 2Die Be-
währungszeit beträgt mindestens drei Monate (Erpro-
bungszeit gemäß Art. 28 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 BayBG).
3Sie soll sechs Monate nicht unterschreiten und längs-
tens ein Jahr dauern. 4Bewährt sich die Beamtin oder
der Beamte nicht, so sind ihr oder ihm die Dienstge-
schäfte der bisherigen Laufbahn zu übertragen.

§ 9

Probezeit im Sinn des § 4 Abs. 3 Buchst. b BeamtStG
in Ämtern mit leitender Funktion
im Beamtenverhältnis auf Probe

(1) 1Für Ämter mit leitender Funktion, die auf
Grund von Art. 46 BayBG zunächst im Beamtenver-
hältnis auf Probe vergeben werden, beträgt die Probe-
zeit zwei Jahre. 2Eine Verkürzung der Probezeit kann
zugelassen werden; die Mindestprobezeit beträgt ein
Jahr. 3§ 12 Abs. 2 gilt entsprechend. 4Zeiten, in denen
die leitende Funktion nach Satz 1 bereits übertragen
worden ist, werden auf die Probezeit angerechnet.
5Über die Verkürzung der Probezeit entscheidet die zu-
ständige oberste Dienstbehörde. 6An Stelle der zustän-
digen obersten Dienstbehörde entscheiden im Rahmen
ihrer Ernennungszuständigkeit über die Verkürzung
der Probezeit die Staatsregierung (Art. 18 Abs. 1
BayBG) und für die Beamtinnen und Beamten des
Landtags das Präsidium des Landtags.

(2) Die Entscheidung über das Ergebnis der Probe-
zeit trifft die oberste Dienstbehörde durch schriftliche
Feststellung; Abs. 1 Satz 6 gilt entsprechend.

§ 10

Beförderungen

(1) 1Ämter, die regelmäßig zu durchlaufen sind, dür-
fen nicht übersprungen werden. 2Die oberste Dienst-
behörde bestimmt mit Zustimmung des Landesperso-
nalausschusses, ob ein in einer Besoldungsordnung
aufgeführtes Amt der Laufbahn nicht regelmäßig zu
durchlaufen ist.

(2) 1Eine Beförderung ist unzulässig

1. während der Probezeit,

2. vor Ablauf einer Dienstzeit von einem Jahr nach all-
gemeinem Dienstzeitbeginn (§ 12 Abs. 1 Satz 1), 

3. vor Ablauf einer Erprobungszeit von drei Monaten
auf einem höher bewerteten Dienstposten,

4. vor Ablauf einer Dienstzeit von drei Jahren, in Lauf-
bahnen des einfachen und des mittleren Dienstes
von zwei Jahren nach der letzten Beförderung oder
nach Dienstzeitbeginn bei Einstellung in einem Be-
förderungsamt, es sei denn, dass das bisherige Amt
nicht durchlaufen zu werden brauchte.

2Satz 1 Nrn. 1, 2 und 4 gelten nicht, wenn ein einer hö-
heren Besoldungsgruppe angehörendes Eingangsamt
einer Laufbahn derselben Laufbahngruppe oder ein
Eingangsamt der nächst höheren Laufbahngruppe
nach Erwerb der Befähigung für diese Laufbahn über-
tragen wird.
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(3) 1Ausnahmen von Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1, 2 und 4 sind
zulässig zum Ausgleich beruflicher Verzögerungen, die
durch die Geburt oder die tatsächliche Betreuung oder
Pflege eines Kindes unter 18 Jahren eintreten würden.
2Verzögerungen werden jedoch nur insoweit ausgegli-
chen, als dies nicht bereits gemäß § 12 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 3 oder Satz 2 Nr. 1 oder 2 oder Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 er-
folgt ist. 3Es werden nur Zeiten im Umfang von 24 Mo-
naten bis zur Vollendung des achten Lebensjahres des
Kindes berücksichtigt.

(4) 1Ausnahmen von Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 und 2 sind
zulässig, soweit das Arbeitsplatzschutzgesetz, das Zi-
vildienstgesetz, das Entwicklungshelfer-Gesetz oder
das Soldatenversorgungsgesetz die Vornahme eines
Nachteilsausgleichs zum Ausgleich beruflicher Verzö-
gerungen, die durch die im jeweiligen Dienstverhältnis
verbrachten Zeiten eintreten würden, anordnen. 2Eine
Ausnahme ist nur insoweit zulässig, als nicht bereits
gemäß § 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 ein Ausgleich erfolgt ist.

(5) 1Ausnahmen von Abs. 1 Satz 1 können nur zuge-
lassen werden, wenn zwingende Belange der Verwal-
tung es erfordern. 2Ausnahmen von Abs. 2 Satz 1 
Nrn. 1, 2 und 4 können, unbeschadet des Abs. 3, ferner
nur unter den Voraussetzungen des Satzes 1 sowie
dann zugelassen werden, wenn sich eine Ernennung
aus Gründen, die nicht in der Person liegen, erheblich
verzögert hat. 3Ausnahmen bewilligt der Landesper-
sonalausschuss auf Antrag der obersten Dienstbehör-
de. 4An Stelle des Landespersonalausschusses bewilli-
gen Ausnahmen von Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, soweit eine
Dienstzeit von einem Jahr nicht unterschritten wird,
jeweils im Rahmen ihrer Ernennungszuständigkeit die
Staatsregierung (Art. 18 Abs. 1 BayBG) oder der Mi-
nisterpräsident (Art. 5 Abs. 1 und 2 des Rechnungshof-
gesetzes) und für die Beamtinnen und Beamten des
Landtags bei Ernennungen in Ämter der Besoldungs-
gruppe A 16 und höher das Präsidium des Landtags.

§ 11

Sonderregelung für Beförderungen

(1) Ein Amt der Besoldungsgruppe A 13 darf in
Laufbahnen, deren Eingangsamt der Besoldungsgrup-
pe A 9 angehört, frühestens nach einer Dienstzeit (§ 12
Abs. 1 Satz 1) von acht Jahren übertragen werden.

(2) 1Ein Amt der Besoldungsgruppe A 15 darf frü-
hestens nach einer Dienstzeit (§ 12 Abs. 1 Satz 1) von
vier Jahren übertragen werden. 2Ein höheres Amt der
Besoldungsordnung A als ein Amt der Besoldungs-
gruppe 15 darf frühestens nach einer Dienstzeit (§ 12
Abs. 1 Satz 1) von sieben Jahren übertragen werden.

(3) 1Einer Richterin oder einem Richter oder einer
Staatsanwältin oder einem Staatsanwalt, die oder der
ein Amt der Besoldungsgruppe R 1 innehat, darf ein
Amt der Besoldungsgruppe A 14 frühestens nach einer
Dienstzeit (§ 12 Abs. 1 Satz 1) von einem Jahr, ein Amt
der Besoldungsgruppe A 15 frühestens nach einer
Dienstzeit (§ 12 Abs. 1 Satz 1) von vier Jahren übertra-
gen werden. 2Einer Richterin oder einem Richter oder
einer Staatsanwältin oder einem Staatsanwalt, die
oder der ein Amt der Besoldungsgruppe R 2 innehat,
darf ein Amt der Besoldungsgruppe A 15 übertragen
werden, ein Amt der Besoldungsgruppe A 16 und höher
jedoch frühestens nach einer Dienstzeit (§ 12 Abs. 1

Satz 1) von sieben Jahren. 3§ 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 fin-
det insoweit keine Anwendung.

(4) 1Ein Amt der Besoldungsgruppe R 2 darf einer
Richterin oder einem Richter, einer Staatsanwältin
oder einem Staatsanwalt sowie einer Beamtin oder ei-
nem Beamten, die oder der ein Amt der Besoldungs-
gruppe A 14 oder höher innehat, frühestens nach einer
Dienstzeit (§ 12 Abs. 1 Satz 1) von vier Jahren übertra-
gen werden. 2Ein höheres Amt der Besoldungsordnung
R als ein Amt der Besoldungsgruppe 2 darf einer Rich-
terin oder einem Richter oder einer Staatsanwältin
oder einem Staatsanwalt, die oder der ein Amt der Be-
soldungsgruppe R 2 innehat, oder einer Beamtin oder
einem Beamten, die oder der ein Amt der Besoldungs-
gruppe A 16 innehat, frühestens nach einer Dienstzeit
(§ 12 Abs. 1 Satz 1) von sieben Jahren verliehen werden. 
3§ 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 findet insoweit keine Anwen-
dung.

(5) 1Der Landespersonalausschuss kann auf Antrag
der obersten Dienstbehörde Ausnahmen von den Abs. 1
bis 4 zulassen. 2Im Rahmen ihrer Ernennungszustän-
digkeit bewilligt die Staatsregierung Ausnahmen.
3Gleiches gilt für das Präsidium des Landtags, wenn es
sich um Ernennungen in Ämter der Besoldungsgruppe
A 16 und höher handelt.

§ 12

Dienstzeiten

(1) 1Dienstzeiten, die Voraussetzung für eine Beför-
derung oder für den Aufstieg sind, rechnen von der Be-
gründung eines Beamtenverhältnisses auf Lebenszeit
in der Laufbahngruppe (allgemeiner Dienstzeitbe-
ginn). 2Nach erfolgtem Aufstieg rechnet die Dienstzeit
ab der ersten Verleihung eines Amtes in der höheren
Laufbahngruppe.

(2) Zeiten einer Beschäftigung mit einer ermäßigten
Arbeitszeit werden bei der Berechnung der Dienstzeit
in vollem Umfang berücksichtigt.

(3) 1Der allgemeine Dienstzeitbeginn wird vorverla-
gert um

1. Zeiten einer Beschäftigung nach dem Erwerb der
Laufbahnbefähigung, die vor der Berufung in das
Beamtenverhältnis auf Probe in einem Beamtenver-
hältnis auf Zeit ausgeübt wurden, 

2. Zeiten des Wehr- oder Zivildienstes sowie gleich-
gestellter Zeiten, soweit das Arbeitsplatzschutz-
gesetz, das Zivildienstgesetz, das Entwicklungshel-
fer-Gesetz oder das Soldatenversorgungsgesetz die
Vornahme eines Nachteilsausgleichs zum Ausgleich
beruflicher Verzögerungen, die durch die im jewei-
ligen Dienstverhältnis verbrachten Zeiten eintreten
würden, anordnen,

3. Zeiten der Inanspruchnahme von Elternzeit wäh-
rend der Probezeit.

2Der allgemeine Dienstzeitbeginn soll vorverlagert
werden 

1. um Zeiten der Beurlaubung nach Art. 89 Abs. 1 Nr. 1
oder Art. 90 Abs. 1 Nr. 1 BayBG während der Probe-
zeit, wenn eine Beamtin oder ein Beamter ein Kind,



für das ihr oder ihm die Personensorge zusteht und
das in ihrem oder seinem Haushalt lebt, sowie ein
Kind im Sinn des § 1 Abs. 3 des Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetzes (BEEG) überwiegend selbst
betreut und erzieht,

2. wenn eine Beamtin oder ein Beamter während der
Schulausbildung, einer für die künftige Beamten-
oder Richterlaufbahn vorgeschriebenen Ausbil-
dung (Hochschul-, Fachhochschul-, Fachschul-
oder andere berufliche Ausbildung), einer vorge-
schriebenen hauptberuflichen Tätigkeit oder wäh-
rend der in § 4 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 5 genannten
Zeiten ein Kind, für das ihr oder ihm die Personen-
sorge zusteht und das in ihrem oder seinem Haushalt
lebt, sowie ein Kind im Sinn des § 1 Abs. 3 BEEG
überwiegend selbst betreut und erzogen hat.

3Zeiten nach Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 werden im Umfang
von 24 Monaten bis zur Vollendung des achten Lebens-
jahres des Kindes berücksichtigt. 4Unbeschadet der
Sätze 1 und 2 kann die oberste Dienstbehörde den all-
gemeinen Dienstzeitbeginn ausnahmsweise um bis zu
drei Jahre vorverlagern, wenn ein besonderes dienst-
liches Interesse besteht. 5Soll der allgemeine Dienst-
zeitbeginn um mehr als drei Jahre vorverlagert wer-
den, bedarf es der Zustimmung des Landespersonal-
ausschusses.

(4) 1Als Dienstzeit gelten auch

1. die Zeiten von Beurlaubungen unter vollständiger
oder teilweiser Fortgewährung der Leistungen des
Dienstherrn,

2. die Zeiten von Beurlaubungen unter Fortfall des
Anspruchs auf Leistungen des Dienstherrn bei einer
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischen-
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, für
Aufgaben der Entwicklungshilfe oder an einer deut-
schen Schule im Ausland oder einer europäischen
Schule oder an einer staatlich genehmigten oder an-
erkannten privaten Schule oder als DAAD-Lekto-
rin oder DAAD-Lektor an einer Universität im Aus-
land,

3. die Zeiten von Beurlaubungen unter Fortfall des
Anspruchs auf Leistungen des Dienstherrn zur Aus-
übung einer Tätigkeit bei Fraktionen des Europa-
parlaments, des Deutschen Bundestags und des
Bayerischen Landtags bis zur Dauer von insgesamt
acht Jahren, für eine Tätigkeit bei kommunalen Ver-
tretungskörperschaften oder bei kommunalen Spit-
zenverbänden sowie bei Gesellschaften und Un-
ternehmungen, deren Kapital überwiegend in öf-
fentlicher Hand ist, und bei juristischen Personen
des öffentlichen Rechts bis zur Dauer von insgesamt
sechs Jahren,

4. im Übrigen die Zeiten von Beurlaubungen unter
Fortfall des Anspruchs auf Leistungen des Dienst-
herrn, die überwiegend dienstlichen Interessen oder
öffentlichen Belangen dienen, bis zur Dauer von ins-
gesamt fünf Jahren,

5. Zeiten einer Elternzeit oder einer Beurlaubung nach
Art. 89 Abs. 1 Nr. 1 oder Art. 90 Abs. 1 Nr. 1 BayBG,
wenn eine Beamtin oder ein Beamter ein Kind, für
das ihr oder ihm die Personensorge zusteht und das
in ihrem oder seinem Haushalt lebt, sowie ein Kind
im Sinn des § 1 Abs. 3 BEEG überwiegend selbst be-

treut und erzieht; Zeiten werden im Umfang von 
24 Monaten bis zur Vollendung des achten Lebens-
jahres des Kindes - vermindert um Zeiten, um die
der Dienstzeitbeginn nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 oder
Satz 2 vorverlagert wurde - berücksichtigt.

2Treffen bei einer Person Zeiten von Beurlaubungen
nach Satz 1 Nrn. 3 und 4 zusammen, so werden sie ins-
gesamt nur bis zur Dauer der für diejenige Beurlau-
bung mit der höchsten Anrechnungsgrenze geltenden
Obergrenze berücksichtigt. 3Bei Beurlaubungen nach
Satz 1 Nr. 3 kann in besonders gelagerten Fällen die
oberste Dienstbehörde mit Zustimmung des Landes-
personalausschusses weitere Zeiten einer Beurlau-
bung als Dienstzeit berücksichtigen.

§ 13

Schwerbehinderte Menschen

(1) 1Von schwerbehinderten Menschen darf bei der
Einstellung nur das Mindestmaß körperlicher Eignung
für die vorgesehene Tätigkeit verlangt werden. 2Ent-
sprechendes gilt bei der Übertragung von Dienstpos-
ten und bei Beförderungen, soweit es die Anforderun-
gen des Dienstpostens zulassen. 3Schwerbehinderte
Menschen haben bei der Einstellung Vorrang vor ge-
setzlich nicht bevorrechtigten Personen gleicher Eig-
nung, Befähigung und fachlicher Leistung.

(2) Bei der Beurteilung der Leistung schwerbehin-
derter Beamtinnen und Beamter ist die Minderung der
Arbeits- und Verwendungsfähigkeit durch ihre Behin-
derung zu berücksichtigen.

(3) Abs. 1 Satz 1 gilt entsprechend beim Laufbahn-
wechsel von Polizeivollzugsbeamtinnen und Poli-
zeivollzugsbeamten, die polizeidienstunfähig sind
(Art. 128 Abs. 2 BayBG).

Teil 2

Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbewerber

Abschnitt 1

Gemeinsame Vorschriften

§ 14

Grundsätze

Auf die Einstellung besteht kein Rechtsanspruch,
soweit der Vorbereitungsdienst keine allgemeine Aus-
bildungsstätte nach Art. 12 Abs. 1 Satz 1 des Grundge-
setzes ist. 

§ 15

Einstellungsprüfung, besonderes Auswahlverfahren

(1) 1Die Einstellung setzt das Bestehen einer Ein-
stellungsprüfung oder die erfolgreiche Teilnahme an
einem besonderen Auswahlverfahren voraus. 2Für ein-
zelne Laufbahnen kann durch Verordnung nach Art. 26
Abs. 2 BayBG von einer Einstellungsprüfung und von
einem besonderen Auswahlverfahren abgesehen wer-
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den. 3Satz 1 gilt nicht für die Laufbahnen des einfa-
chen Dienstes.

(2) 1Die Einstellungsprüfungen und die besonderen
Auswahlverfahren dienen der Auslese. 2Die Dienst-
herren haben ihren voraussichtlichen Bedarf an Be-
werberinnen und Bewerbern unter Angabe der Ein-
stellungsvoraussetzungen öffentlich bekanntzugeben.
3Die Prüfungen sind rechtzeitig vor dem Beginn der
Prüfung öffentlich auszuschreiben. 4Das Nähere re-
geln die Prüfungsordnungen.

(3) Die Einstellungsprüfungen und die besonderen
Auswahlverfahren werden für die einzelnen Laufbah-
nen oder für Gruppen von Laufbahnen im Auftrag des
Landespersonalausschusses von der Geschäftsstelle
des Landespersonalausschusses oder von der Stelle
durchgeführt, der der Landespersonalausschuss die
Durchführung der Prüfung überträgt.

(4) 1Die ersten Staatsprüfungen, die Erste Juristi-
sche Prüfung, die Hochschulprüfungen und die ersten
Lehramtsprüfungen gelten als Einstellungsprüfun-
gen, soweit durch Verordnung nach Art. 26 Abs. 2
BayBG für einen Vorbereitungsdienst, der keine allge-
meine Ausbildungsstätte nach Art. 12 Abs. 1 Satz 1 des
Grundgesetzes ist, nichts anderes bestimmt ist. 2Der
Landespersonalausschuss kann auch andere Prüfun-
gen als Einstellungsprüfungen oder als Ersatz für ein
Auswahlverfahren anerkennen.

§ 16

Einstellung in den Vorbereitungsdienst

(1) 1Die Auswahl wird nach dem Bedarf und nach
dem Gesamtergebnis, das in der Einstellungsprüfung
oder in einem besonderen Auswahlverfahren erzielt
wurde, vorgenommen, soweit der Vorbereitungsdienst
nicht allgemeine Ausbildungsstätte nach Art. 12 Abs. 1
Satz 1 des Grundgesetzes ist. 2Die Einstellung in den
Vorbereitungsdienst der betreffenden Laufbahn er-
folgt als Beamtin oder als Beamter auf Widerruf.

(2) Die Beamtin oder der Beamte auf Widerruf führt
während des Vorbereitungsdienstes die Dienstbe-
zeichnung „Anwärterin“ oder „Anwärter“, in Lauf-
bahnen des höheren Dienstes und soweit das Ein-
gangsamt für die spätere Laufbahn der Besoldungs-
gruppe A 13 angehört, die Dienstbezeichnung „Refe-
rendarin“ oder „Referendar“, je mit einem die Fach-
richtung oder die Laufbahn bezeichnenden Zusatz.

§ 17

Gestaltung des Vorbereitungsdienstes

(1) Die Gestaltung des Vorbereitungsdienstes wird
unter Beachtung der für die einzelnen Laufbahngrup-
pen vorgeschriebenen Voraussetzungen in den Zulas-
sungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnungen nach
Art. 26 Abs. 2, Art. 41 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 BayBG
geregelt.

(2) Die oberste Dienstbehörde kann den Vorberei-
tungsdienst um höchstens drei Monate auf Antrag kür-
zen, wenn besondere dienstliche Gründe vorliegen und
zu erwarten ist, dass die Ausbildung erfolgreich abge-
schlossen wird.

(3) 1Auf den Vorbereitungsdienst können auf Antrag
angerechnet werden

1. ein früherer Vorbereitungsdienst für dieselbe Lauf-
bahn, der jedoch nicht länger als fünf Jahre zurück-
liegen darf,

2. Zeiten einer praktischen Tätigkeit, die dem Ziel des
Vorbereitungsdienstes dienen, sowie Zeiten einer
gastweisen Teilnahme am Vorbereitungsdienst
(Hospitation),

3. Zeiten eines förderlichen Studiums an einer Fach-
hochschule oder einer wissenschaftlichen Hoch-
schule.

2In den Fällen des Satzes 1 Nrn. 2 und 3 ist durch Ver-
ordnung nach Art. 26 Abs. 2 BayBG festzulegen, in
welchem Umfang die Anrechnung vorgenommen wer-
den kann.

(4) Bei unzureichendem Stand der Ausbildung kann
der Vorbereitungsdienst durch die für die Ernennung
zuständige Behörde verlängert werden.

(5) Auf Antrag kann die für die Ernennung zustän-
dige Behörde Beamtinnen und Beamte bei erstmaligem
Nichtbestehen der Laufbahnprüfung zu einem ergän-
zenden Vorbereitungsdienst zulassen, wenn die bishe-
rigen Leistungen erwarten lassen, dass sie die Wieder-
holungsprüfung bestehen werden.

(6) Der Vorbereitungsdienst gilt als entsprechend
verlängert, wenn die Laufbahnprüfung erst nach Ab-
lauf des vorgeschriebenen Vorbereitungsdienstes be-
endet wird.

§ 18

Übernahme in die nächstniedrigere Laufbahn

1Entsprechen die Leistungen während des Vorberei-
tungsdienstes nicht den für die Laufbahn zu stellenden
Anforderungen, ist aber die Eignung für die nächst-
niedrigere Laufbahn derselben Fachrichtung anzu-
nehmen, so kann die oder der Betroffene mit ihrer oder
seiner Zustimmung in den Vorbereitungsdienst dieser
Laufbahn übernommen werden, wenn hierfür ein
dienstliches Interesse besteht. 2Der bereits abgeleiste-
te Vorbereitungsdienst kann auf den in der niedrigeren
Laufbahn abzuleistenden Vorbereitungsdienst ange-
rechnet werden. 3Das Gleiche gilt für Beamtinnen und
Beamte, die die Laufbahnprüfung endgültig nicht be-
stehen oder auf die Wiederholungsprüfung verzichten.

§ 19

Laufbahnprüfung,
Einstellung in das Beamtenverhältnis auf Probe

(1) 1Nach erfolgreicher Ableistung des vorgeschrie-
benen Vorbereitungsdienstes ist die Laufbahnprüfung
für die Laufbahn abzulegen. 2Einzelne Prüfungsleis-
tungen dürfen bereits während des Vorbereitungs-
dienstes abgenommen werden. 3Beamtinnen und Be-
amte, die den vorgeschriebenen Vorbereitungsdienst
erst zwischen Beginn und Ende der Laufbahnprüfung
beenden, können von der für die Zulassung zuständi-



gen Stelle vorzeitig zur Laufbahnprüfung zugelassen
werden. 4Laufbahnprüfungen für die Laufbahnen des
höheren Dienstes sind die zweiten oder Großen Staats-
prüfungen.

(2) 1Wer die vorgeschriebene Laufbahnprüfung für
eine Laufbahn bestanden hat, kann bei Vorliegen der
sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen in das
Beamtenverhältnis auf Probe gemäß § 4 Abs. 3  Buchst. a
BeamtStG berufen werden. 2Das Bestehen der Lauf-
bahnprüfung begründet keinen Anspruch auf Begrün-
dung eines Beamtenverhältnisses auf Probe. 3Ist der
Vorbereitungsdienst keine allgemeine Ausbildungs-
stätte nach Art. 12 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes, so
sollen die Personen, deren Übernahme in das Beam-
tenverhältnis auf Probe beabsichtigt ist, spätestens mit
der Aushändigung des Prüfungszeugnisses ernannt
werden.

§ 20

Beendigung des Beamtenverhältnisses auf Widerruf

(1) Das Beamtenverhältnis auf Widerruf endet

1. durch Entlassung nach § 23 Abs. 4 BeamtStG,

2. mit der Ablegung der Laufbahnprüfung nach Abs. 2,

3. nach näherer Regelung durch Verordnung nach 
Art. 26 Abs. 2 BayBG, wenn die Laufbahnprüfung
nicht binnen einer angemessenen Frist nach Beendi-
gung des vorgeschriebenen Vorbereitungsdienstes
abgelegt worden ist,

4. mit dem endgültigen Nichtbestehen einer vorge-
schriebenen Zwischenprüfung.

(2) 1Die Laufbahnprüfung oder eine Zwischenprü-
fung ist, soweit die Prüfungsordnung keinen früheren
Zeitpunkt bestimmt, mit der Aushändigung (Zustel-
lung) des Prüfungszeugnisses oder der schriftlichen
Mitteilung über das Nichtbestehen der Prüfung abge-
legt. 2Beamtinnen und Beamte, die die Laufbahnprü-
fung erstmals nicht bestanden haben, sollen auf ihren
Antrag mit der Mitteilung des Prüfungsergebnisses er-
neut in das Beamtenverhältnis auf Widerruf berufen
werden, wenn die Voraussetzungen des § 17 Abs. 5 vor-
liegen.

Abschnitt 2

Befähigung von Bewerberinnen und Bewerbern
aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union

§ 21

Anwendungsbereich

(1) 1§§ 22 bis 30 gelten für die von Bewerberinnen
und Bewerbern aus anderen Mitgliedstaaten bean-
tragte Anerkennung ihrer Berufsqualifikationen als
Laufbahnbefähigung entsprechend der Richtlinie
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 7. September 2005 über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen (ABl L 255 S. 22, ber. 2007 L 271
S. 18, ber. 2008 L 93 S. 28, ber. 2009 L 33 S. 49) in der je-
weils geltenden Fassung. 2Unberührt bleibt der

Grundsatz der automatischen Anerkennung auf
Grund der Regelungen in den Art. 21 ff. der Richtlinie
2005/36/EG, die Möglichkeit der Befreiung von Aus-
gleichsmaßnahmen auf Grundlage gemeinsamer
Plattformen gemäß Art. 15 der Richtlinie 2005/36/EG
und der Grundsatz der Anerkennung von Berufserfah-
rung nach Titel III Kapitel II der Richtlinie
2005/36/EG. 

(2) Mitgliedstaat im Sinn dieser Verordnung ist

1. jeder Mitgliedstaat der Europäischen Union,

2. jeder andere Vertragsstaat des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum und

3. jeder andere Vertragsstaat, dem Deutschland und
die Europäische Gemeinschaft oder Deutschland
und die Europäische Union vertraglich einen
Rechtsanspruch auf Anerkennung von Berufsquali-
fikationen eingeräumt haben. 

§ 22

Anerkennungsvoraussetzungen

(1) 1Die Qualifikationsnachweise, die in einem an-
deren Mitgliedstaat erforderlich sind, um in dessen
Hoheitsgebiet die Erlaubnis zur Aufnahme oder Aus-
übung eines reglementierten Berufs zu erhalten, sind
auf Antrag als Laufbahnbefähigung, die der Fachrich-
tung des Qualifikationsnachweises entspricht, anzu-
erkennen, wenn

1. sie in einem Mitgliedstaat von einer entsprechend
dessen Rechts- und Verwaltungsvorschriften be-
nannten zuständigen Behörde ausgestellt worden
sind,

2. sie bescheinigen, dass das Berufsqualifikationsni-
veau der Inhaberin oder des Inhabers Abs. 2 ent-
spricht, 

3. der Ausbildungsnachweis im Vergleich zu dem ent-
sprechenden deutschen Schulabschluss, Berufsab-
schluss oder der hauptberuflichen Tätigkeit weder
ein zeitliches noch ein inhaltliches Defizit im Sinn
des § 24 Abs. 3 aufweist.

2Reglementiert ist ein Beruf dann, wenn dessen Auf-
nahme oder Ausübung oder eine der Arten der Aus-
übung direkt oder indirekt durch staatliche Rechtsvor-
schriften an das Vorliegen bestimmter Berufsqualifi-
kationen gebunden ist.

(2) 1Für die Laufbahnen des einfachen und mittleren
Dienstes bedarf es eines Befähigungsnachweises, der
ausgestellt wurde auf Grund 

1. einer allgemeinen Schulbildung von Primär- und
Sekundarniveau, wodurch Allgemeinkenntnisse
bescheinigt werden,  

2. einer sonstigen Ausbildung, für die kein Zeugnis
oder Diplom im Sinn des Art. 11 Buchst. b bis e der
Richtlinie 2005/36/EG erteilt wird,

3. einer spezifischen Prüfung ohne vorherige Ausbil-
dung oder 
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4. der Ausübung des Berufs als Vollzeitbeschäftigung
in einem Mitgliedstaat während drei aufeinander
folgender Jahre oder als Teilzeitbeschäftigung wäh-
rend eines entsprechenden Zeitraums in den letzten
zehn Jahren. 

2Für die Laufbahn des gehobenen Dienstes bedarf es
eines Zeugnisses, das erteilt wird

1. nach Abschluss einer allgemeinbildenden Sekun-
darausbildung, die durch eine Fach- oder Berufs-
ausbildung, die keine Fach- oder Berufsausbildung
im Sinn des Art. 11 Buchst. c der Richtlinie
2005/36/EG ist, und gegebenenfalls durch ein neben
dem Ausbildungsgang erforderliches Berufsprakti-
kum oder eine solche Berufspraxis ergänzt wird,
oder 

2. nach einer technischen oder berufsbildenden Se-
kundarausbildung, die gegebenenfalls durch ein ne-
ben dem Ausbildungsgang erforderliches Berufs-
praktikum oder einer solchen Berufspraxis ergänzt
wird. 

3Für die Laufbahn des höheren Dienstes bedarf es ei-
nes Diploms, welches  

1. nach Abschluss einer postsekundären Ausbildung
von mindestens drei und höchstens vier Jahren an
einer Universität oder einer Hochschule oder an ei-
ner anderen Ausbildungseinrichtung mit gleich-
wertigem Ausbildungsniveau sowie der Berufsaus-
bildung, die gegebenenfalls neben dem Studium ge-
fordert wird, erteilt wird, oder 

2. nach einer Teilzeitausbildung von entsprechender
Dauer an einer Universität oder einer Hochschule
oder an einer anderen Ausbildungseinrichtung mit
gleichwertigem Ausbildungsniveau sowie der Be-
rufsausbildung, die gegebenenfalls neben dem Stu-
dium gefordert wird, erteilt wird. 

(3) 1Hat die Antragstellerin oder der Antragsteller
in einem Mitgliedstaat, der die Berufsausübung nicht
reglementiert hat, zwei Jahre innerhalb der letzten
zehn Jahre den Beruf vollzeitlich ausgeübt, so gelten
Abs. 1 und 2 entsprechend, wenn die Qualifikations-
nachweise bescheinigen, dass die Inhaberin oder der
Inhaber auf die Ausübung des betreffenden Berufs vor-
bereitet wurde. 2Die zweijährige Berufserfahrung darf
nicht gefordert werden, wenn der vorgelegte Qualifi-
kationsnachweis eine reglementierte Ausbildung ge-
mäß eines der Qualifikationsniveaus des Art. 11
Buchst. b, c, d oder e der Richtlinie 2005/36/EG ab-
schließt. 

§ 23

Antrag

(1) 1Der Antrag auf Anerkennung ist an die zustän-
dige Stelle zu richten. 2Zuständige Stelle ist die obers-
te Dienstbehörde, in deren Geschäftsbereich die Be-
gründung eines Beamtenverhältnisses angestrebt
wird. 3An die Stelle der obersten Dienstbehörde tritt
bei kommunalen Körperschaften das Staatsministe-
rium des Innern, bei sonstigen der Aufsicht des Staates
unterstehenden Körperschaften, rechtsfähigen An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts die Auf-
sichtsbehörde. 4Die nach den Sätzen 2 und 3 zuständi-

ge Stelle kann die Zuständigkeit auf den Landesperso-
nalausschuss übertragen.  5Bei nicht geregelten Lauf-
bahnen ist der Landespersonalausschuss zuständige
Stelle.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:

1. ein Nachweis der Staatsangehörigkeit eines Mit-
gliedstaates,

2. Qualifikationsnachweise,

3. Bescheinigungen oder Urkunden des Heimat- oder
Herkunftsstaates darüber, dass keine Straftaten,
schwerwiegende berufliche Verfehlungen oder
sonstige, die Eignung in Frage stellenden Umstände
bekannt sind; die Bescheinigungen oder Urkunden
dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate
sein,

4. eine Bescheinigung des Heimat- oder Herkunfts-
staates, aus der hervorgeht, zu welcher Berufsaus-
übung der Qualifikationsnachweis berechtigt,

5. Bescheinigungen über die Art und Dauer der nach
Erwerb des Qualifikationsnachweises in einem Mit-
gliedstaat ausgeübten Tätigkeiten in der Fachrich-
tung des Qualifikationsnachweises,

6. Nachweis über Inhalte und Dauer der Studien und
Ausbildungen, in Form von Studienordnungen,
Prüfungsordnungen, Studienbuch oder in anderer
geeigneter Weise; aus den Nachweisen müssen die
Anforderungen, die zur Erlangung des Abschlusses
geführt haben, hervorgehen, sowie

7. eine Erklärung, welche Tätigkeit auf der Grundlage
des Qualifikationsnachweises in der öffentlichen
Verwaltung angestrebt wird.

§ 24

Bewertung der Qualifikationsnachweise

(1) 1Die zuständige Behörde (§ 23 Abs. 1) stellt fest,
ob der Qualifikationsnachweis einer deutschen Lauf-
bahnbefähigung zuordenbar ist. 2Anhand eines Ver-
gleichs zwischen den Vor- und Ausbildungsvorausset-
zungen der Laufbahnbefähigung und der Qualifikati-
onsnachweise stellt sie fest, ob ein inhaltliches oder
zeitliches Defizit im Sinn des Abs. 3 besteht.

(2) Ist beabsichtigt, der Antragstellerin oder dem
Antragsteller einen Anpassungslehrgang oder eine
Eignungsprüfung aufzuerlegen, ist zunächst zu prü-
fen, ob die im Rahmen der bisherigen Berufspraxis er-
worbenen Kenntnisse den wesentlichen Unterschied
ganz oder teilweise ausgleichen können.

(3) 1Ausgleichsmaßnahmen können verlangt wer-
den, wenn

1. die nachgewiesene Ausbildungsdauer mindestens
ein Jahr unter der für den Erwerb der Laufbahnbe-
fähigung geforderten fachtheoretischen Dauer liegt
(zeitliches Defizit),

2. die bisherige Ausbildung und der dazu gehörige
Ausbildungsnachweis sich auf Fächer bezieht, die



sich wesentlich von denen unterscheiden, die im
Freistaat Bayern vorgeschrieben sind (inhaltliches
Defizit),

3. die Laufbahnbefähigung die Wahrnehmung eines
umfangreicheren Aufgabenfeldes ermöglicht als
der reglementierte Beruf im Mitgliedstaat der An-
tragstellerin oder des Antragstellers, und wenn die-
ser Unterschied in einer besonderen Ausbildung be-
steht, die für den Erwerb der Laufbahnbefähigung
vorgeschrieben wird und sich auf Fächer bezieht,
die sich wesentlich von denen unterscheiden, die
von den Qualifikationsnachweisen abgedeckt wer-
den, die die Antragstellerin oder der Antragsteller
vorlegt.

2Fächer unterscheiden sich wesentlich, wenn deren
Kenntnis eine wesentliche Voraussetzung für die Aus-
übung des Berufs ist und die bisherige Ausbildung der
Antragstellerin oder des Antragstellers diesbezüglich
bedeutende Abweichungen hinsichtlich Dauer oder
Inhalt gegenüber der für die Laufbahnbefähigung ge-
forderten fachtheoretischen Ausbildung aufweist.

§ 25

Entscheidung

(1) Die zuständige Behörde bestätigt der Antragstel-
lerin oder dem Antragsteller binnen eines Monats den
Empfang der Unterlagen und teilt ihr oder ihm gege-
benenfalls gleichzeitig mit, welche Unterlagen fehlen.

(2) 1Die Entscheidung über den Antrag ist der An-
tragstellerin oder dem Antragsteller innerhalb von
vier Monaten nach Vorlage der vollständigen Unterla-
gen schriftlich mitzuteilen. 2In den Fällen einer auto-
matischen Anerkennung nach Art. 21 ff. der Richtlinie
2005/36/EG beträgt die Frist drei Monate. 3Festge-
stellte Defizite werden der Antragstellerin oder dem
Antragsteller schriftlich mitgeteilt. 4Die Mitteilung
muss auch Informationen zu den möglichen Aus-
gleichsmaßnahmen gemäß §§ 26 bis 28 enthalten, ins-
besondere zu den Prüfungsgebieten im Fall einer Eig-
nungsprüfung, sowie eine Aufforderung zur Ausübung
eines bestehenden Wahlrechts.

(3) Im Fall einer Anerkennung ist in der schriftli-
chen Mitteilung darauf hinzuweisen, dass die Aner-
kennung keinen Anspruch auf Einstellung begründet.

(4) Die Anerkennung ist insbesondere zu versagen,
wenn

1. die Voraussetzungen des § 22 nicht erfüllt sind,

2. die für die Anerkennung erforderlichen Unterlagen
trotz Aufforderung nicht in angemessener Frist
vollständig vorgelegt wurden,  

3. die festgelegten Ausgleichsmaßnahmen nicht er-
folgreich abgeschlossen worden sind oder die An-
tragstellerin oder der Antragsteller sich ihnen aus
von ihr oder ihm zu vertretenden Gründen inner-
halb von sechs Monaten nicht unterzogen hat oder

4. die Antragstellerin oder der Antragsteller wegen
schwerwiegender beruflicher Verfehlungen, Straf-
taten oder sonstiger Gründe für den Zugang zum
Beamtenverhältnis nicht geeignet ist. 

§ 26

Notwendigkeit von Ausgleichsmaßnahmen

(1) Ist eine der Alternativen des § 24 Abs. 3 gegeben,
so ist die Anerkennung von einer Eignungsprüfung 
(§ 27) oder von der Teilnahme an einem Anpassungs-
lehrgang (§ 28) nach Wahl der Bewerberin oder des Be-
werbers abhängig zu machen.

(2) Abweichend von Abs. 1 ist ein Qualifikations-
nachweis für Laufbahnbefähigungen, deren Aus-
übung eine genaue Kenntnis des deutschen Rechts er-
fordern und bei denen Beratung oder Beistand in Be-
zug auf das deutsche Recht ein wesentlicher und be-
ständiger Teil der Berufsausübung ist, als Befähigung
für eine Laufbahn des gehobenen oder höheren Diens-
tes nur anzuerkennen, wenn mit Erfolg eine Eignungs-
prüfung abgelegt wurde.

§ 27

Eignungsprüfung

(1) Die Eignungsprüfung ist eine ausschließlich die
beruflichen Kenntnisse betreffende staatliche Prü-
fung, mit der die Fähigkeiten, die Aufgaben der ange-
strebten Laufbahn auszuüben, beurteilt werden. 

(2) 1Bei Laufbahnen mit Vorbereitungsdienst führt
die Eignungsprüfung die für die Durchführung der
Laufbahnprüfung zuständige Behörde durch. 2Bei
Laufbahnen besonderer Fachrichtungen wird die Eig-
nungsprüfung von der für die Gestaltung der Laufbah-
nen zuständigen obersten Dienstbehörde durchge-
führt. 3Die Zuständigkeiten nach den Sätzen 1 und 2
können durch die oberste Dienstbehörde auf eine an-
dere Behörde oder den Landespersonalausschuss über-
tragen werden. 4Bei nicht geregelten Laufbahnen ist
der Landespersonalausschuss für die Durchführung der
Eignungsprüfung zuständig, bei Bedarf unter sachge-
rechter Beteiligung einer obersten Dienstbehörde.  

(3) 1Bei geregelten Laufbahnen gelten die in den je-
weiligen Ausbildungs- und Prüfungsordnungen ge-
nannten Prüfungsgebiete als für die Laufbahn not-
wendige Sachgebiete. 2Bei Laufbahnen besonderer
Fachrichtungen und bei nicht geregelten Laufbahnen
sind die Prüfungsgebiete auf Grund eines Vergleichs
mit den der Laufbahnbefähigung zugrunde liegenden
Prüfungsgebieten der Abschlüsse festzulegen.

(4) 1Die zuständige Behörde vergleicht die für die
Laufbahnbefähigung für unverzichtbar angesehenen
Sachgebiete aus den Ausbildungs- und Prüfungsord-
nungen mit den Qualifikationen und den Erfahrungen
der Antragstellerin oder des Antragstellers, die bereits
in einem anderen Mitgliedstaat erworben wurden.
2Anschließend legt die Behörde im Einzelfall, abhän-
gig von den festgestellten Defiziten, den konkreten In-
halt und Umfang der Prüfung fest, insbesondere die
Prüfungsgebiete. 

(5) 1Die Eignungsprüfung muss dem Umstand Rech-
nung tragen, dass im Heimat- oder Herkunftsstaat 
bereits eine entsprechende berufliche Qualifikation
vorliegt. 2Für die Durchführung der Prüfung und die
Bewertung der Prüfungsleistungen gelten die für die
jeweilige Laufbahn geltenden Prüfungsbestimmungen
und die Allgemeine Prüfungsordnung (APO) entspre-
chend.
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§ 28

Anpassungslehrgang

(1) 1Während des Anpassungslehrgangs werden
Aufgaben der angestrebten Laufbahn unter der Ver-
antwortung einer qualifizierten Inhaberin oder eines
qualifizierten Inhabers der angestrebten Laufbahnbe-
fähigung ausgeübt. 2Der Anpassungslehrgang kann
mit einer Zusatzausbildung einhergehen.

(2) 1Für die Durchführung und Organisation des An-
passungslehrgangs ist bei Laufbahnen mit Vorberei-
tungsdienst und bei Laufbahnen besonderer Fachrich-
tungen die oberste Dienstbehörde zuständig, in deren
Geschäftsbereich die Begründung eines Beamtenver-
hältnisses angestrebt wird. 2Diese kann eine andere
Behörde oder den Landespersonalausschuss mit der
Durchführung und Organisation beauftragen. 3Bei
nicht geregelten Laufbahnen ist der Landespersonal-
ausschuss in Abstimmung mit der obersten Dienstbe-
hörde, in deren Geschäftsbereich die Begründung ei-
nes Beamtenverhältnisses angestrebt wird, für die
Durchführung und Organisation des Anpassungslehr-
gangs zuständig. 4§ 23 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.
5Mit der gegebenenfalls notwendigen Zusatzausbil-
dung können die in § 27 Abs. 2 genannten Stellen be-
auftragt werden.

(3) 1Der Anpassungslehrgang dient dazu, die im Ver-
gleich zwischen vorhandener und geforderter Ausbil-
dung fehlenden Qualifikationen zu erwerben. 2Er darf
höchstens drei Jahre dauern. 3Die konkreten Inhalte
und die konkrete Dauer werden unter Berücksichti-
gung des festgestellten Defizits in Hinblick auf die Er-
fordernisse der jeweiligen Laufbahn von der zuständi-
gen Behörde festgelegt. 4Bei Laufbahnen mit Vorberei-
tungsdienst darf der Anpassungslehrgang die Dauer
des Vorbereitungsdienstes nicht überschreiten. 

(4) 1Die Rechte und Pflichten während des Anpas-
sungslehrgangs werden durch Vertrag zwischen dem
Freistaat Bayern und der Antragstellerin oder dem An-
tragsteller festgelegt. 2Die Antragstellerin oder der
Antragsteller befindet sich während des Anpassungs-
lehrgangs in einem öffentlich-rechtlichen Vertragsver-
hältnis, welches durch das als Anlage 1 beigefügte Ver-
tragsmuster näher geregelt wird. 3Der Anpassungs-
lehrgang endet außer mit Ablauf der festgesetzten Zeit
vorzeitig auf Antrag oder wenn schwerwiegende
Pflichtverletzungen der Antragstellerin oder des An-
tragstellers der Fortführung entgegenstehen. 4Wenn
schwerwiegende Pflichtverletzungen der Fortführung
des Anpassungslehrgangs entgegenstehen, wird der
Vertrag schriftlich und mit sofortiger Wirkung durch
die zuständige Behörde nach Abs. 2 gekündigt.

(5) 1Der Lehrgang ist Gegenstand einer Bewertung.
2Zur Bewertung wird die Notenskala des § 28 Abs. 6
APO herangezogen. 3Werden die Leistungen nicht
mindestens mit der Gesamtnote „ausreichend“ bewer-
tet, ist der Anpassungslehrgang nicht bestanden.

§ 29

Abschluss des Anerkennungsverfahrens

Mit erfolgreichem Abschluss des Anerkennungsver-
fahrens wird die Laufbahnbefähigung erworben.

§ 30

Berufsbezeichnung

Sofern mit dem Erwerb der Laufbahnbefähigung
nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen die
Befugnis verbunden ist, eine Bezeichnung zu führen,
wird diese als Berufsbezeichnung geführt.

Abschnitt 3

Öffentlich-rechtliches Ausbildungsverhältnis

§ 31

Zulassung

(1) Bewerberinnen und Bewerber für die Laufbah-
nen des einfachen und des mittleren Dienstes können
vor dem Vorbereitungsdienst in einem öffentlich-
rechtlichen Ausbildungsverhältnis beschäftigt wer-
den.

(2) 1In das öffentlich-rechtliche Ausbildungsver-
hältnis als Dienstanfängerin oder Dienstanfänger
kann nur aufgenommen werden, wer die für die ange-
strebte Laufbahn erforderliche Vorbildung nachweist
und die für die Laufbahn vorgeschriebene Einstel-
lungsprüfung bestanden oder an dem für die Laufbahn
vorgeschriebenen besonderen Auswahlverfahren mit
Erfolg teilgenommen hat. 2§ 16 Abs. 1 Satz 1 ist ent-
sprechend anzuwenden.

§ 32

Begründung des
öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnisses

Das öffentlich-rechtliche Ausbildungsverhältnis
wird durch die schriftliche Aufnahme als Dienstanfän-
gerin oder Dienstanfänger durch die Stelle begründet,
die für die Einstellung in das Beamtenverhältnis auf
Widerruf im Vorbereitungsdienst der angestrebten
Laufbahn zuständig wäre.

§ 33

Dienstpflichten

1Für das öffentlich-rechtliche Ausbildungsverhält-
nis als Dienstanfängerin oder Dienstanfänger gelten
die Vorschriften des Bayerischen Beamtengesetzes
über die beamtenrechtlichen Pflichten sinngemäß, so-
weit sich aus der Natur des Ausbildungsverhältnisses
nichts anderes ergibt. 2An Stelle des Diensteids wird
folgendes Gelöbnis abgelegt:

„Ich gelobe, meine Dienstpflichten gewissenhaft zu
erfüllen.“

§ 34

Beendigung des
öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnisses

(1) 1Dienstanfängerinnen und Dienstanfänger kön-



nen jederzeit nach Maßgabe des Art. 35 Abs. 2 BayBG
entlassen werden. 2Die Dienstanfängerin oder der
Dienstanfänger kann jederzeit seine Entlassung bean-
tragen; Art. 57 Abs. 1 und 2 Satz 1 BayBG sind entspre-
chend anzuwenden. 3Für die Entlassung ist die in § 32
genannte Stelle zuständig.

(2) Eine Dienstanfängerin oder ein Dienstanfänger,
die oder der sich während des Ausbildungsverhältnis-
ses bewährt hat, soll bei Vorliegen der sonstigen beam-
tenrechtlichen Voraussetzungen als Beamtin oder Be-
amter auf Widerruf in den Vorbereitungsdienst einge-
stellt werden.

Abschnitt 4

Einfacher Dienst

§ 35

Einstellung in den Vorbereitungsdienst

(1) In den Vorbereitungsdienst einer Laufbahn des
einfachen Dienstes kann eingestellt werden, wer min-
destens den erfolgreichen Besuch einer Hauptschule
oder einen nach Anhörung des Landespersonalaus-
schusses vom Staatsministerium für Unterricht und
Kultus als gleichwertig anerkannten Bildungsstand
nachweisen kann.

(2) 1Bewerberinnen und Bewerber für die Laufbah-
nen des technischen Dienstes müssen außerdem die für
die Laufbahn erforderlichen fachlichen (handwerkli-
chen) Kenntnisse und praktischen Fähigkeiten nach-
weisen. 2In die Laufbahn der Betriebswartinnen und
Betriebswarte (Eingangsamt der Besoldungsgruppe 
A 4) können nur Personen eingestellt werden, die eine
Abschlussprüfung in einem gesetzlich geregelten, der
vorgesehenen Verwendung entsprechenden Ausbil-
dungsberuf abgelegt haben.

§ 36

Vorbereitungsdienst

(1) 1Der Vorbereitungsdienst dauert mindestens
sechs Monate. 2Er umfasst eine theoretische und eine
praktische Ausbildung.

(2) 1Dienstzeiten im öffentlichen Dienst können auf
Antrag auf den Vorbereitungsdienst angerechnet wer-
den, soweit sie dem Ziel der Ausbildung förderlich
sind. 2Über die Anrechnung entscheidet die oberste
Dienstbehörde.

(3) Beamtinnen und Beamte, die das Ziel des Vorbe-
reitungsdienstes nicht erreichen, werden entlassen.

§ 37

Probezeit

(1) 1Die Probezeit dauert ein Jahr. 2Die oberste
Dienstbehörde kann die Probezeit für einzelne Lauf-
bahnen auf höchstens zwei Jahre festsetzen, wenn die
besonderen Verhältnisse der Laufbahnen es erfordern.

(2) Die oberste Dienstbehörde kann die Probezeit
bei erheblich über dem Durchschnitt liegenden Leis-
tungen bis auf sechs Monate kürzen.

(3) 1Die oberste Dienstbehörde soll Zeiten einer Tä-
tigkeit im öffentlichen Dienst, die beim Erwerb der
Laufbahnbefähigung noch nicht berücksichtigt wor-
den sind, auf die Probezeit anrechnen. 2§ 12 Abs. 2 ist
entsprechend anzuwenden.

(4) In jedem Fall ist mindestens eine Probezeit von
sechs Monaten abzuleisten.

Abschnitt 5

Mittlerer Dienst

§ 38

Einstellung in den Vorbereitungsdienst

(1) 1In den Vorbereitungsdienst einer Laufbahn des
mittleren Dienstes kann eingestellt werden, wer

1. den mittleren Schulabschluss, den qualifizierenden
Hauptschulabschluss oder einen nach Anhörung
des Landespersonalausschusses vom Staatsminis-
terium für Unterricht und Kultus als gleichwertig
anerkannten Bildungsstand nachweist und

2. die Einstellungsprüfung bestanden oder am beson-
deren Auswahlverfahren mit Erfolg teilgenommen
hat.

2Art. 32 Abs. 3 BayBG bleibt unberührt.

(2) 1Abweichend von Abs. 1 kann in den Vorberei-
tungsdienst einer Laufbahn des mittleren technischen
Dienstes eingestellt werden, wer

1. den erfolgreichen Besuch einer Fachakademie oder
einer öffentlichen oder staatlich anerkannten Tech-
nikerschule in einer entsprechenden Fachrichtung, 

2. die Meisterinnen- oder Meisterprüfung in einem der
Fachrichtung förderlichen Handwerk oder eine ent-
sprechende Industriemeisterprüfung,

3. eine Abschlussprüfung in einem gesetzlich geregel-
ten, der vorgesehenen Verwendung entsprechenden
Ausbildungsberuf und in der Regel eine förderliche
praktische Tätigkeit von fünf Jahren nach Beendi-
gung der Berufsausbildung oder

4. eine in einer Ausbildungsordnung vorgeschriebene,
im öffentlichen Dienst abgelegte Abschlussprüfung
nachweist. 

2Die Anforderungen für die einzelnen Laufbahnen
werden durch Verordnung nach Art. 26 Abs. 2 BayBG
näher festgelegt.

§ 39

Vorbereitungsdienst

(1) 1Der Vorbereitungsdienst dauert zwei Jahre.
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2Durch Verordnung nach Art. 26 Abs. 2 BayBG kann
die Dauer des Vorbereitungsdienstes höchstens auf ein
Jahr herabgesetzt werden, wenn

1. für die Einstellung eine abgeschlossene Berufsaus-
bildung innerhalb oder außerhalb des öffentlichen
Dienstes, die die notwendigen fachlichen Fähigkei-
ten und Kenntnisse vermittelt, oder eine förderliche
zusätzliche Schulbildung erforderlich ist oder

2. die besonderen Verhältnisse der Laufbahn es erfor-
dern.

(2) Der Vorbereitungsdienst kann auf die Ausbil-
dung in fachbezogenen Schwerpunktbereichen der
Laufbahn, verbunden mit praxisbezogenen Lehrver-
anstaltungen, beschränkt werden, wenn die Vorausset-
zungen des Abs. 1 Satz 2 erfüllt sind.

(3) 1Der Vorbereitungsdienst besteht aus einer fach-
theoretischen Ausbildung von in der Regel sechs Mo-
naten und einer berufspraktischen Ausbildung von in
der Regel 18 Monaten. 2Ist die Dauer des Vorberei-
tungsdienstes nach Abs. 1 Satz 2 herabgesetzt worden,
so ist ein angemessenes Verhältnis zwischen fachtheo-
retischer und berufspraktischer Ausbildung sicherzu-
stellen.

§ 40

Probezeit

(1) Die Probezeit dauert zwei Jahre.

(2) 1Die oberste Dienstbehörde kann mit Zustim-
mung des Landespersonalausschusses bei erheblich
über dem Durchschnitt liegenden Leistungen die Pro-
bezeit bis auf ein Jahr und sechs Monate kürzen. 2Der
Zustimmung des Landespersonalausschusses bedarf
es nicht, wenn in der Laufbahnprüfung eine Platzziffer
erreicht wurde, die im ersten Fünftel der festgesetzten
Platzziffern liegt; dabei darf die Gesamtnote „befrie-
digend" nicht unterschritten werden.

(3) 1Die oberste Dienstbehörde soll Zeiten einer Tä-
tigkeit im öffentlichen Dienst, die beim Erwerb der
Laufbahnbefähigung noch nicht berücksichtigt wor-
den sind und die nach Art und Bedeutung mindestens
der Tätigkeit in einem Amt der betreffenden Laufbahn
entsprechen, im Umfang von höchstens einem Jahr auf
die Probezeit anrechnen. 2§ 12 Abs. 2 ist entsprechend
anzuwenden.

(4) In jedem Fall ist mindestens eine Probezeit von
sechs Monaten abzuleisten.

§ 41

Aufstieg

(1) 1Beamtinnen und Beamte des einfachen Dienstes
können zum Aufstieg in eine Laufbahn des mittleren
Dienstes derselben Fachrichtung zugelassen werden,
wenn

1. sie sich in einer Dienstzeit (§ 12 Abs. 1 Satz 1) von
mindestens drei Jahren bewährt haben und

2. ihnen in der letzten periodischen Beurteilung, die

nicht länger als vier Jahre zurückliegen darf, die
Eignung zum Aufstieg zuerkannt worden ist.

2Die obersten Dienstbehörden können die Zulassung
ferner vom Ergebnis eines Zulassungsverfahrens nach
Abs. 2 abhängig machen.

(2) 1In einem Zulassungsverfahren kann festgestellt
werden, ob die Beamtin oder der Beamte nach dem all-
gemeinen Bildungsstand und den fachlichen Kennt-
nissen für den Aufstieg geeignet ist. 2Das Zulassungs-
verfahren führt die oberste Dienstbehörde für ihren
Bereich oder die von ihr beauftragte Stelle bei Bedarf
durch. 3Die näheren Einzelheiten sind durch Verord-
nung nach Art. 26 Abs. 2 BayBG zu regeln.

(3) 1Nach der Zulassung zum Aufstieg wird die Be-
amtin oder der Beamte in die Aufgaben der neuen
Laufbahn eingeführt. 2Die Einführung entspricht der
Ausbildung für die neue Laufbahn und dauert in der
Regel zwei Jahre. 3Sie kann um höchstens sechs Mo-
nate gekürzt werden, wenn die Beamtin oder der Be-
amte während ihrer oder seiner bisherigen Tätigkeit
schon hinreichende Kenntnisse erworben hat, wie sie
für die neue Laufbahn gefordert werden.

(4) 1Nach erfolgreicher Einführung ist die Lauf-
bahnprüfung für den mittleren Dienst abzulegen.
2Wird die Laufbahnprüfung endgültig nicht bestan-
den, sind wieder Dienstgeschäfte der bisherigen Lauf-
bahn zu übertragen.

(5) 1Ist für eine Laufbahn des mittleren Dienstes kei-
ne Laufbahnprüfung vorgesehen, so bedarf die Verlei-
hung eines Amtes dieser Laufbahn an eine Beamtin
oder einen Beamten des einfachen Dienstes der Zu-
stimmung des Landespersonalausschusses; dies gilt
besonders bei einem Aufstieg in eine Laufbahn des
mittleren nichttechnischen Dienstes für besondere
Dienstleistungsbereiche. 2Der Landespersonalaus-
schuss legt die an die Befähigung für die neue Lauf-
bahn zu stellenden Anforderungen fest. 3Er kann auch
darauf abstellen, dass sich die Beamtin oder der Be-
amte über eine längere Zeit auf einem herausgehobe-
nen Dienstposten des einfachen Dienstes bewährt hat.

Abschnitt 6

Gehobener Dienst

§ 42

Einstellung in den Vorbereitungsdienst

(1) In den Vorbereitungsdienst einer Laufbahn des
gehobenen Dienstes kann eingestellt werden, wer

1. die Fachhochschulreife, eine andere Hochschulreife
oder einen nach Anhörung des Landespersonalaus-
schusses vom Staatsministerium für Unterricht und
Kultus als gleichwertig anerkannten Bildungsstand
nachweist und

2. am besonderen Auswahlverfahren mit Erfolg teilge-
nommen hat.

(2) 1In den Laufbahnen des technischen Dienstes, in
denen kein Vorbereitungsdienst im Sinn des Art. 33
Abs. 2 BayBG eingerichtet ist, ist abweichend von 
Abs. 1 die erfolgreich bestandene Abschlussprüfung



einer Fachhochschule oder einer Hochschule in einem
Fachhochschulstudiengang oder ein Bachelorab-
schluss in der entsprechenden Fachrichtung nachzu-
weisen. 2In technischen Laufbahnen mit Vorberei-
tungsdienst im Sinn des Art. 33 Abs. 2 BayBG kann
vom Auswahlverfahren nach Abs. 1 Nr. 2 abgesehen
werden.

(3) Art. 33 Abs. 5 BayBG bleibt unberührt.

§ 43

Vorbereitungsdienst

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert drei Jahre.

(2) 1Der Vorbereitungsdienst für die Laufbahnen
des nichttechnischen Dienstes vermittelt in einem Stu-
diengang an der Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung und Rechtspflege in Bayern die wissenschaft-
lichen Erkenntnisse und Methoden und in berufsprak-
tischen Studienzeiten die entsprechenden praktischen
Fähigkeiten und Kenntnisse, die zur Erfüllung der
Aufgaben der Laufbahn erforderlich sind. 2Die Fach-
studien betragen mindestens 18 Monate, die berufs-
praktischen Studienzeiten mindestens 15 Monate; insge-
samt drei Monate der berufspraktischen Studienzeiten
können auf praxisbezogene Lehrveranstaltungen ent-
fallen, die höchstens 400 Unterrichtsstunden umfassen
dürfen.

(3) 1Durch Verordnung nach Art. 26 Abs. 2 BayBG
kann mit Zustimmung des Landespersonalausschus-
ses die Dauer des Vorbereitungsdienstes höchstens auf
ein Jahr herabgesetzt werden, wenn für die Einstellung
ein mit einer Prüfung abgeschlossenes Studium nach 
§ 42 Abs. 2 erforderlich ist, in dem die zur Erfüllung der
Laufbahnaufgaben notwendigen wissenschaftlichen
Erkenntnisse und Methoden vermittelt werden. 2Der
Vorbereitungsdienst vermittelt insoweit, besonders
bei den Laufbahnen des technischen Dienstes, in fach-
bezogenen Schwerpunktbereichen der Laufbahn, ver-
bunden mit praxisbezogenen Lehrveranstaltungen,
die für die Laufbahn erforderlichen berufspraktischen
Fähigkeiten und Kenntnisse.

§ 44

Probezeit

(1) Die Probezeit dauert zwei Jahre und sechs Monate.

(2) 1Die oberste Dienstbehörde kann mit Zustim-
mung des Landespersonalausschusses bei erheblich
über dem Durchschnitt liegenden Leistungen die Pro-
bezeit bis auf ein Jahr und sechs Monate kürzen. 2Der
Zustimmung des Landespersonalausschusses bedarf
es nicht, wenn in der Laufbahnprüfung eine Platzziffer
erreicht wurde, die im ersten Fünftel der festgesetzten
Platzziffern liegt; dabei darf die Gesamtnote „befrie-
digend" nicht unterschritten werden.

(3) 1Die oberste Dienstbehörde soll Zeiten einer Tä-
tigkeit im öffentlichen Dienst nach Erwerb der Lauf-
bahnbefähigung, die nach Art und Bedeutung mindes-
tens der Tätigkeit in einem Amt der betreffenden Lauf-
bahn entsprechen, im Umfang von höchstens einem
Jahr und sechs Monaten, mit Zustimmung des Landes-
personalausschusses im Umfang von höchstens zwei

Jahren auf die Probezeit anrechnen. 2§ 12 Abs. 2 ist
entsprechend anzuwenden.

(4) 1Die oberste Dienstbehörde kann mit Zustim-
mung des Landespersonalausschusses Zeiten einer 
Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes nach Er-
werb der Laufbahnbefähigung, die nach Art und Be-
deutung mindestens der Tätigkeit in einem Amt der be-
treffenden Laufbahn entsprechen, im Umfang von
höchstens einem Jahr auf die Probezeit anrechnen. 
2§ 12 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden.

(5) In jedem Fall ist mindestens eine Probezeit von
sechs Monaten abzuleisten.

§ 45

Aufstieg

(1) Beamtinnen und Beamte des mittleren Dienstes
können zum Aufstieg in eine Laufbahn des gehobenen
Dienstes derselben Fachrichtung zugelassen werden,
wenn

1. sie sich in einer Dienstzeit (§ 12 Abs. 1 Satz 1) von
mindestens vier Jahren bewährt haben,

2. ihnen in der letzten periodischen Beurteilung, die
nicht länger als vier Jahre zurückliegen darf, die
Eignung zum Aufstieg zuerkannt worden ist und

3. sie nach dem Ergebnis des Zulassungsverfahrens
nach Abs. 2 erkennen lassen, dass sie den Anforde-
rungen der neuen Laufbahn gewachsen sein werden.

(2) 1In dem Zulassungsverfahren ist festzustellen,
ob die Beamtin oder der Beamte nach dem allgemeinen
Bildungsstand und den fachlichen Kenntnissen für
den Aufstieg geeignet ist. 2Das Zulassungsverfahren
führt das Staatsministerium, das nach Art. 26 Abs. 2
BayBG für den Erlass der jeweiligen Zulassungs- und
Ausbildungsordnung federführend zuständig ist, oder
die von ihm beauftragte Stelle bei Bedarf durch. 3Die
näheren Einzelheiten sind durch Verordnung nach 
Art. 26 Abs. 2 BayBG zu regeln.

(3) 1Nach der Zulassung zum Aufstieg wird die Be-
amtin oder der Beamte in die Aufgaben der neuen
Laufbahn eingeführt. 2Die Einführung entspricht der
Ausbildung für die neue Laufbahn und dauert in der
Regel drei Jahre. 3Sie kann in ihrem berufspraktischen
Teil um höchstens ein Jahr gekürzt werden, wenn wäh-
rend der bisherigen Tätigkeit schon hinreichend
Kenntnisse erworben wurden, wie sie für die neue
Laufbahn gefordert werden.

(4) 1Nach erfolgreicher Einführung ist die Lauf-
bahnprüfung für den gehobenen Dienst abzulegen.
2Wird die Laufbahnprüfung endgültig nicht bestan-
den, sind wieder Dienstgeschäfte der bisherigen Lauf-
bahn zu übertragen.

(5) 1Ist für eine Laufbahn des gehobenen Dienstes
keine Laufbahnprüfung vorgesehen, so bedarf die Ver-
leihung eines Amtes dieser Laufbahn an eine Beamtin
oder an einen Beamten des mittleren Dienstes der Zu-
stimmung des Landespersonalausschusses. 2Dieser
legt dabei die an die Befähigung für die neue Laufbahn
zu stellenden Anforderungen fest. 3Das in § 43 festge-
legte Bildungsziel ist zu berücksichtigen.
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§ 46

Aufstieg für besondere Verwendungen

(1) 1Beamtinnen und Beamten des mittleren Diens-
tes, die

1. geeignet sind,

2. mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe A 8 er-
reicht haben und 

3. sich in einer Dienstzeit (§ 12 Abs. 1 Satz 1) von min-
destens fünfzehn Jahren bewährt haben,

kann ein Amt der Laufbahn des gehobenen Dienstes
verliehen werden, sofern sie die Befähigung für die
Laufbahn nach den Abs. 2 bis 5 erworben haben. 2§ 8
Abs. 3 bleibt unberührt. 3Die Befähigung gilt für den
nach Abs. 2 und 5 Satz 4 festgelegten Verwendungsbe-
reich.

(2) 1Der Verwendungsbereich umfasst Aufgaben,
deren fachliche Anforderungen die Beamtin oder der
Beamte durch eine nach Abs. 4 auf Grund fachver-
wandter Tätigkeiten und entsprechender beruflicher
Erfahrung zu erwerbende Befähigung erfüllen kann.
2Diese können höchstens einem Amt der Besoldungs-
gruppe A 11 zugeordnet sein. 3Die oberste Dienstbe-
hörde legt die für den Aufstieg für besondere Verwen-
dungen geeigneten Verwendungsbereiche fest.

(3) Die Zulassung zum Aufstieg setzt voraus, dass
ein dienstliches Bedürfnis den Einsatz der Beamtin
oder des Beamten in dem Verwendungsbereich recht-
fertigt.

(4) 1Die zum Aufstieg zugelassenen Beamtinnen und
Beamten werden in die Aufgaben der neuen Laufbahn
eingeführt. 2Maßgebend sind die Anforderungen des
Verwendungsbereichs. 3Die Einführungszeit dauert
sechs Monate. 4Während der Einführung sollen die Be-
amtinnen und Beamten an geeigneten Fortbildungs-
veranstaltungen teilnehmen. 5Soweit sie während ih-
rer bisherigen Tätigkeit schon hinreichend Kenntnisse
erworben haben, wie sie für den Verwendungsbereich
in der neuen Laufbahn gefordert werden, kann die Ein-
führungszeit bis auf drei Monate gekürzt werden.

(5) 1Der Landespersonalausschuss stellt auf Antrag
der obersten Dienstbehörde fest, dass die Einführung
erfolgreich abgeschlossen ist. 2Hierzu kann er sich ei-
nes begutachtenden Ausschusses bedienen. 3Das Ver-
fahren zur Feststellung regelt der Landespersonalaus-
schuss durch Verwaltungsvorschrift. 4In der Feststel-
lung wird der Verwendungsbereich bezeichnet.

Abschnitt 7

Höherer Dienst

§ 47

Einstellung in den Vorbereitungsdienst

1In den Vorbereitungsdienst einer Laufbahn des hö-
heren Dienstes kann eingestellt werden, wer 

1. eine Erste Staatsprüfung oder die Erste Juristische
Prüfung erfolgreich abgelegt hat,

2. einen Master-, Diplom- oder vergleichbaren Ab-
schluss an einer wissenschaftlichen Hochschule
oder Kunsthochschule erworben hat, oder

3. einen Master-Abschluss an einer Fachhochschule in
einem Studiengang erworben hat, der in einem
förmlichen Verfahren als laufbahnrechtlich gleich-
wertig anerkannt wurde. 

2Die jeweilige Prüfung oder der jeweilige Abschluss
muss in Verbindung mit dem Vorbereitungsdienst die
Laufbahnbefähigung vermitteln können.

§ 48

Vorbereitungsdienst

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert mindestens zwei
Jahre.

(2) Der Vorbereitungsdienst vermittelt durch eine
Ausbildung auf wissenschaftlicher Grundlage in fach-
bezogenen Schwerpunktbereichen der Laufbahnauf-
gaben, verbunden mit praxisbezogenen Lehrveran-
staltungen, die für die Laufbahn erforderlichen be-
rufspraktischen Fähigkeiten und Kenntnisse.

(3) Nach näherer Bestimmung durch Verordnung
nach Art. 26 Abs. 2 BayBG können auf Antrag

1. Zeiten einer berufspraktischen Tätigkeit, die Vo-
raussetzung für die Ablegung der für die Einstel-
lung erforderlichen Prüfung sind, im Umfang von
höchstens einem Jahr,

2. Zeiten einer förderlichen berufspraktischen Tätig-
keit, die nach Bestehen der für die Einstellung er-
forderlichen Prüfung abgeleistet worden sind, im
Umfang von höchstens sechs Monaten,

3. Zeiten einer erfolgreich abgeschlossenen Ausbil-
dung für eine Laufbahn des gehobenen Dienstes im
Umfang von höchstens sechs Monaten,

4. Zeiten einer erfolgreich abgeschlossenen Ausbil-
dung für das Lehramt an Realschulen im Umfang
von höchstens einem Jahr bei der Ausbildung für
das Lehramt an Gymnasien, wenn die gleiche Fä-
cherverbindung vorliegt,

auf den Vorbereitungsdienst angerechnet werden; § 12
Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden.

§ 49

Probezeit

(1) Die Probezeit dauert drei Jahre.

(2) 1Die oberste Dienstbehörde kann mit Zustim-
mung des Landespersonalausschusses bei erheblich
über dem Durchschnitt liegenden Leistungen die Pro-
bezeit bis auf ein Jahr und sechs Monate kürzen. 2Der
Zustimmung des Landespersonalausschusses bedarf
es nicht, wenn in der Laufbahnprüfung eine Platzziffer
erreicht wurde, die im ersten Fünftel der festgesetzten
Platzziffern liegt; dabei darf die Gesamtnote „befrie-
digend“ nicht unterschritten werden.

(3) 1Die oberste Dienstbehörde soll Zeiten einer Tä-



tigkeit im öffentlichen Dienst nach Erwerb der Lauf-
bahnbefähigung, die nach Art und Bedeutung mindes-
tens der Tätigkeit in einem Amt der betreffenden Lauf-
bahn entspricht, im Umfang von höchstens einem Jahr
und sechs Monaten, mit Zustimmung des Landesper-
sonalausschusses im Umfang von höchstens zwei Jah-
ren auf die Probezeit anrechnen. 2Zeiten, die in einem
dem Hochschulpersonalgesetz unterliegenden Beam-
tenverhältnis auf Widerruf oder auf Zeit abgeleistet
wurden, können mit Zustimmung des Landesperso-
nalausschusses in vollem Umfang angerechnet wer-
den, soweit die Tätigkeit funktionell der Tätigkeit
während der Probezeit entspricht. 3§ 12 Abs. 2 ist ent-
sprechend anzuwenden.

(4) 1Die oberste Dienstbehörde kann mit Zustim-
mung des Landespersonalausschusses Zeiten einer 
Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes nach 
Erwerb der Laufbahnbefähigung, die nach Art und 
Bedeutung mindestens der Tätigkeit in einem Amt der
betreffenden Laufbahn entspricht, im Umfang von
höchstens einem Jahr auf die Probezeit anrechnen. 
2§ 12 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden.

(5) Außer im Fall des Abs. 3 Satz 2 ist mindestens ei-
ne Probezeit von sechs Monaten abzuleisten. 

§ 50

Dienstposten an obersten Landesbehörden

(1) 1Dienstposten an obersten Landesbehörden sol-
len auf Dauer nur an Beamtinnen oder Beamte oder
Richterinnen oder Richter übertragen werden, die sich
bereits auf verschiedenen Dienstposten bewährt ha-
ben. 2§ 8 ist anzuwenden.

(2) 1Bei einer obersten Landesbehörde darf ein Amt
der Besoldungsgruppe A 16 und höher nur an Beam-
tinnen und Beamte oder Richterinnen und Richter ver-
liehen werden, die nach ihrer Ernennung zur Beamtin
oder zum Beamten oder zur Richterin oder zum Rich-
ter auf Probe

1. mindestens zwei Jahre bei einer anderen Behörde
als einer obersten Landes- oder Bundesbehörde
oder einem Gericht eines Landes und

2. mindestens ein Jahr bei einer obersten Landes- oder
Bundesbehörde

tätig gewesen sind. 2Zeiten einer hauptberuflichen Tä-
tigkeit im öffentlichen Dienst, die vor der Berufung in
das Beamtenverhältnis auf Probe oder in das Richter-
verhältnis auf Probe, aber nach Bestehen der Lauf-
bahnprüfung oder dem sonstigen Erwerb der Befä-
higung bei einer anderen Behörde als einer obersten
Landes- oder Bundesbehörde abgeleistet wurden, kön-
nen auf die Dienstzeit nach Satz 1 Nr. 1 angerechnet
werden, wenn sie nach Art und Bedeutung mindestens
der Tätigkeit in einem Amt der betreffenden Laufbahn
entsprechen; Entsprechendes gilt bei Aufstiegsbeam-
tinnen und Aufstiegsbeamten für Zeiten einer haupt-
beruflichen Tätigkeit im öffentlichen Dienst nach dem
Erwerb der Befähigung für den gehobenen Dienst.
3Satz 1 Nr. 2 ist auf die Mitglieder des Obersten Rech-
nungshofs und auf Beamtinnen und Beamte, denen be-
reits ein Amt der Besoldungsgruppe A 16 und höher an
einer anderen Behörde als einer obersten Landes- oder
Bundesbehörde verliehen ist, nicht anzuwenden.

(3) 1Der Landespersonalausschuss kann für Beam-
tinnen und Beamte des Obersten Rechnungshofs Aus-
nahmen von Abs. 2 Satz 1 zulassen. 2Für die Beamtin-
nen und Beamten des Landtags bewilligt die Ausnah-
men das Präsidium des Landtags. 3Im Übrigen bewil-
ligt die Ausnahmen die Staatsregierung.

§ 51

Aufstieg

(1) Beamtinnen und Beamte des gehobenen Dienstes
können zum Aufstieg in eine Laufbahn des höheren
Dienstes derselben Fachrichtung zugelassen werden,
wenn

1. sie mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe A 12
erreicht haben und

2. ihnen in der letzten periodischen Beurteilung, die
nicht länger als vier Jahre zurückliegen darf, die
Eignung zum Aufstieg zuerkannt worden ist.

(2) 1Die Zulassung zum Aufstieg ist schriftlich mit-
zuteilen. 2Mit der schriftlichen Mitteilung beginnt die
Einführung in die Aufgaben der neuen Laufbahn.
3Während der Einführung sollen die Beamtinnen oder
Beamten bereits in den Aufgaben der neuen Laufbahn
beschäftigt werden. 4Sie sollen an geeigneten Fortbil-
dungsveranstaltungen teilnehmen.

(3) 1Die Einführung dauert mindestens zwei Jahre
und sechs Monate. 2Während der Zeit einer Beurlau-
bung findet eine Einführung nicht statt. 3Die Einfüh-
rung kann um bis zu ein Jahr, im Ausnahmefall mit Zu-
stimmung des Landespersonalausschusses um bis zu
zwei Jahre gekürzt werden, wenn vor der Zulassung
zum Aufstieg schon hinreichend Kenntnisse und Fä-
higkeiten, wie sie für die neue Laufbahn gefordert wer-
den, erworben wurden. 4Sie soll gekürzt werden, wenn
ein fortbildendes Studium an einer Verwaltungs- und
Wirtschaftsakademie, an der Hochschule für Politik
München oder an einer vergleichbaren Einrichtung
mit Erfolg abgeschlossen wurde und in der dienstli-
chen Bewährung hinreichende Kenntnisse und Fähig-
keiten unter Beweis gestellt wurden.

(4) 1Hält die oberste Dienstbehörde die Einführung
für erfolgreich abgeschlossen, stellt der Landesperso-
nalausschuss auf deren Antrag fest, ob die Beamtin
oder der Beamte die für die Laufbahn des höheren
Dienstes erforderliche Befähigung besitzt. 2Das Ver-
fahren zur Feststellung regelt der Landespersonalaus-
schuss durch Verwaltungsvorschrift.

(5) Der Aufstieg ist ausgeschlossen, wenn für die hö-
here Laufbahn eine bestimmte Vorbildung, Ausbil-
dung oder Prüfung durch besondere Rechtsvorschrif-
ten vorgeschrieben oder nach ihrer Eigenart zwingend
erforderlich ist.

Teil 3

Laufbahnen besonderer Fachrichtungen

§ 52

Gestaltungsgrundsätze

(1) 1Laufbahnen besonderer Fachrichtungen kön-
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nen eingerichtet werden, sofern dafür neben den Lauf-
bahnen mit Vorbereitungsdienst und Laufbahnprü-
fung ein dienstliches Bedürfnis besteht. 2In diesen
Laufbahnen kann auf einen Vorbereitungsdienst ver-
zichtet werden; an Stelle des Vorbereitungsdienstes
und der Prüfungen können auch andere Befähigungs-
voraussetzungen vorgeschrieben werden. 3Die Befähi-
gungsvoraussetzungen müssen den für die betreffende
Laufbahngruppe allgemein vorgeschriebenen Voraus-
setzungen für den Erwerb der Laufbahnbefähigung
gleichwertig sein.

(2) Die Voraussetzungen für die Einstellung bestim-
men sich nach

1. § 53,

2. näherer Regelung durch Verordnung nach Art. 26
Abs. 2 BayBG, die der Zustimmung des Landesper-
sonalausschusses bedarf, oder

3. § 70 Abs. 2 .

§ 53

Befähigungsvoraussetzungen

(1) Die Befähigung für eine Laufbahn besonderer
Fachrichtungen im gehobenen Dienst nach Anlage 2
wird erworben durch

1. das mit der vorgeschriebenen Prüfung abgeschlos-
sene Studium an einer Fachhochschule oder Hoch-
schule in einem Fachhochschulstudiengang oder ei-
nen Bachelorabschluss in einer der Fachrichtungen
nach Anlage 2 oder einen nach Anhörung des Lan-
despersonalausschusses vom Staatsministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kunst als gleichwer-
tig anerkannten Bildungsstand und

2. eine hauptberufliche Tätigkeit (Abs. 3) nach Ab-
schluss des Studiums von mindestens drei Jahren.

(2) Die Befähigung für eine Laufbahn besonderer
Fachrichtungen im höheren Dienst nach Anlage 3 wird
erworben durch

1. das mit der vorgeschriebenen Prüfung (Master-, Di-
plom- oder vergleichbarer Abschluss) abgeschlos-
sene Studium an einer wissenschaftlichen Hoch-
schule oder das Studium an einer Fachhochschule,
das in einem förmlichen Verfahren als laufbahn-
rechtlich gleichwertig anerkannt ist, in einer der
Fachrichtungen nach Anlage 3 und 

2. eine hauptberufliche Tätigkeit (Abs. 3) nach Ab-
schluss des Studiums von mindestens drei Jahren,
bei zusätzlichem Nachweis der Promotion von min-
destens zwei Jahren nach der Promotion.

(3) 1Die hauptberufliche Tätigkeit muss

1. nach ihrer Fachrichtung der für den Befähigungser-
werb geforderten Bildungsvoraussetzung und den
Anforderungen der Laufbahn entsprechen,

2. nach Bedeutung und Schwierigkeit der Tätigkeit in
einem Amt derselben oder einer gleichwertigen
Laufbahn entsprechen und

3. im Hinblick auf die Aufgaben der künftigen Lauf-

bahn die Fähigkeit zu fachlich selbständiger Be-
rufsausübung erwiesen haben.

2Ein Jahr der hauptberuflichen Tätigkeit soll auf eine
Beschäftigung im öffentlichen Dienst entfallen. 3§ 12
Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. 4Abweichende
Regelungen können in den Anlagen 2 und 3 vorgesehen
werden.

§ 54

Feststellung der Befähigung

1Die zuständige oberste Dienstbehörde stellt
schriftlich fest, ob auf Grund der nach § 53 zu fordern-
den Nachweise die Laufbahnbefähigung erworben
wurde. 2Dabei legt sie den Zeitpunkt des Befähigungs-
erwerbs und die Fachrichtung fest.

Teil 4

Andere Bewerberinnen und Bewerber

§ 55

Befähigungsvoraussetzungen

(1) 1Andere Bewerberinnen und Bewerber müssen
durch ihre Lebens- und Berufserfahrung befähigt sein,
die Aufgaben der künftigen Laufbahn wahrzunehmen.
2Die für Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbe-
werber für den Erwerb der Laufbahnbefähigung (§ 4
Abs. 1) erforderlichen Voraussetzungen dürfen von ih-
nen nicht gefordert werden.

(2) In einer Laufbahn, für die eine bestimmte Vorbil-
dung, Ausbildung und Prüfung durch besondere
Rechtsvorschriften vorgeschrieben ist oder die ihrer
Eigenart nach eine besondere laufbahnmäßige Vorbil-
dung und Fachausbildung zwingend erfordert, können
andere Bewerberinnen und Bewerber nicht eingestellt
werden.

(3) Andere Bewerberinnen und Bewerber dürfen nur
eingestellt werden, wenn

1. keine geeigneten Laufbahnbewerberinnen oder
Laufbahnbewerber zur Verfügung stehen,

2. ein besonderes dienstliches Interesse an der Gewin-
nung als Beamtin oder Beamter besteht und

3. die Befähigung durch den Landespersonalaus-
schuss auf Antrag der obersten Dienstbehörde fest-
gestellt worden ist.

(4) 1Bei der Feststellung der Befähigung dürfen kei-
ne geringeren Anforderungen gestellt werden, als sie
von Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbewer-
bern gefordert werden. 2In der Entscheidung des Lan-
despersonalausschusses ist anzugeben, für welche
Laufbahn die Befähigung festgestellt wird. 3Die Fest-
stellung der Befähigung gilt nur für die Laufbahn bei
dem Dienstherrn, bei dem die andere Bewerberin oder
der andere Bewerber eingestellt werden soll.

(5) Das Verfahren zur Feststellung der Befähigung
regelt der Landespersonalausschuss durch Verwal-
tungsvorschrift.



§ 56

Probezeit

(1) Die Probezeit dauert in den Laufbahnen

1. des einfachen und des mittleren Dienstes drei Jahre,

2. des gehobenen Dienstes vier Jahre und

3. des höheren Dienstes fünf Jahre.

(2) 1Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit im öf-
fentlichen Dienst, die nach Art und Bedeutung min-
destens der Tätigkeit in einem Amt der betreffenden
Laufbahn entsprechen, können auf die Probezeit ange-
rechnet werden. 2Es ist jedoch mindestens eine Probe-
zeit von sechs Monaten, in den Laufbahnen des geho-
benen und des höheren Dienstes von einem Jahr und
sechs Monaten abzuleisten. 3§ 12 Abs. 2 ist entspre-
chend anzuwenden.

(3) In besonderen Ausnahmefällen kann die Probe-
zeit auf sechs Monate gekürzt werden.

(4) Die Entscheidung nach den Abs. 2 und 3 trifft der
Landespersonalausschuss auf Antrag der obersten
Dienstbehörde oder die Staatsregierung im Rahmen
ihrer Ernennungszuständigkeit nach Art. 18 Abs. 1
BayBG.

Teil 5

Dienstliche Beurteilung

§ 57

Dienstliche Beurteilung

(1) 1Dienstliche Beurteilungen sind die Probezeitbe-
urteilung, die periodische Beurteilung und die Zwi-
schenbeurteilung. 2Der Landespersonalausschuss
kann auf Antrag der obersten Dienstbehörde weitere
dienstliche Beurteilungen zulassen.

(2) Keine dienstlichen Beurteilungen sind die Zwi-
schen- und Abschlusszeugnisse der Beamtinnen und
Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst.

§ 58

Probezeitbeurteilung

Eignung, Befähigung und fachliche Leistung sind
mindestens bis zum Ablauf der Probezeit zu beurteilen.

§ 59

Periodische Beurteilung

(1) 1Fachliche Leistung, Eignung und Befähigung
sind mindestens alle vier Jahre dienstlich zu beurteilen
(periodische Beurteilung). 2Dies gilt nicht für Beam-
tinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbereitungs-
dienst und während der Probezeit.

(2) 1Die periodische Beurteilung kann zurückge-
stellt werden, wenn

1. gegen die Beamtin oder den Beamten ein gerichtli-
ches Strafverfahren, ein Disziplinarverfahren, Vor-
ermittlungen oder ein strafrechtliches Ermittlungs-
verfahren eingeleitet worden ist oder

2. ein sonstiger in der Person liegender wichtiger
Grund besteht.

2Nach dem rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens,
der Einstellung der Ermittlungen oder dem Wegfall des
sonstigen wichtigen Grundes ist die periodische Beur-
teilung nachzuholen.

(3) 1Nicht periodisch beurteilt werden

1. Beamtinnen und Beamte in einem Amt der Besol-
dungsgruppe A 16 mit Amtszulage und höher,

2. Beamtinnen und Beamte, die das 55. Lebensjahr
vollendet haben,

3. weitere Personengruppen nach Anordnung der
obersten Dienstbehörde mit Zustimmung des Lan-
despersonalausschusses.

2Die oberste Dienstbehörde kann die periodische Be-
urteilung der in Satz 1 genannten Gruppen anord-
nen.3Beamtinnen und Beamte im Sinn des Satzes 1 Nr. 2
sind auf schriftlichen Antrag in die periodische Beur-
teilung einzubeziehen.

§ 60

Zwischenbeurteilung

Eine Zwischenbeurteilung ist zu erstellen, wenn Be-
amtinnen oder Beamte mindestens ein Jahr nach dem
Ende des der letzten dienstlichen Beurteilung zugrun-
de liegenden Zeitraums oder der Probezeit die Behör-
de wechseln, beurlaubt oder vom Dienst freigestellt
werden.

§ 61

Inhalt der dienstlichen Beurteilung

(1) Der dienstlichen Beurteilung ist eine Beschrei-
bung der Aufgaben, die im Beurteilungszeitraum
wahrgenommen wurden, voranzustellen.

(2) Die dienstliche Beurteilung hat die fachliche
Leistung in Bezug auf die Funktion und im Vergleich zu
den anderen Beamtinnen und Beamten derselben Be-
soldungsgruppe der Laufbahn objektiv darzustellen
und außerdem von Eignung und Befähigung ein zutref-
fendes Bild zu geben.

(3) 1Die fachliche Leistung ist nach dem Arbeitser-
folg, der praktischen Arbeitsweise und für Beamtin-
nen und Beamte, die bereits Vorgesetzte sind, nach dem
Führungsverhalten zu beurteilen. 2Die Eignung ist
nach den geistigen Anlagen und der physischen und
psychischen Belastbarkeit, die Befähigung nach den
beruflichen Fachkenntnissen und dem sonstigen fach-
lichen Können zu beurteilen.

(4) 1Die periodische Beurteilung ist mit einer detail-
lierten Aussage zur Verwendungseignung abzuschlie-
ßen. 2Dabei ist bei Beamtinnen und Beamten, die für
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den Aufstieg geeignet erscheinen, ein entsprechender
Vermerk aufzunehmen. 3Sofern eine Verwendung in
Führungspositionen in Betracht kommt, ist bei der
Verwendungseignung eine differenzierte Aussage zur
Führungsqualifikation zu treffen. 4Schließlich ist hier
darzulegen, für welche dienstlichen Aufgaben die Be-
amtin oder der Beamte in Betracht kommt und welche
Einschränkungen gegebenenfalls bestehen.

(5) 1Bei der Probezeitbeurteilung kann von den 
Abs. 1 bis 3 abgewichen werden. 2Sie kann auf die Fest-
stellung beschränkt werden, ob sich die Beamtin oder
der Beamte während der Probezeit bewährt hat und für
die Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Lebens-
zeit geeignet ist.

(6) 1Die nähere Ausgestaltung der dienstlichen Be-
urteilung wird durch Verwaltungsvorschriften gemäß
Art. 15 BayBG geregelt. 2Hierbei können vereinfachte
Beurteilungen für bestimmte Beamtengruppen zuge-
lassen werden.

§ 62

Bewertung und Gesamturteil

(1) 1Die Bewertung erfolgt in einem Punktesystem
mit einer Punkteskala von 1 bis 16 Punkten bezüglich
der einzelnen Leistungs-, Eignungs- und Befähigungs-
merkmale sowie bezüglich des Gesamturteils. 2Für die
Bewertung der einzelnen Leistungs-, Eignungs- und
Befähigungsmerkmale bei der Beurteilung der Richte-
rinnen und Richter sowie der Staatsanwältinnen und
Staatsanwälte kann durch Verwaltungsvorschriften
gemäß § 61 Abs. 6 Satz 1 eine abweichende Regelung
getroffen werden. 3Verbale Hinweise oder Erläuterun-
gen zu den einzelnen Merkmalen sind zulässig. 4Sie
sind bei denjenigen Einzelmerkmalen vorzunehmen,
die sich aus mehreren Komponenten zusammensetzen
oder deren Bewertung sich gegenüber der letzten peri-
odischen Beurteilung wesentlich verschlechtert hat
oder bei denen sich die Bewertung auf bestimmte Vor-
kommnisse gründet. 5Die Beurteilung enthält daneben
ergänzende Bemerkungen und nach dem Gesamturteil
abschließend Äußerungen über die Verwendungseig-
nung.

(2) 1Bei der Bildung des Gesamturteils sind die bei
den Einzelmerkmalen vergebenen Wertungen unter
Berücksichtigung ihrer an den Erfordernissen des Am-
tes und der Funktion zu messenden Bedeutung in einer
Gesamtschau zu bewerten und zu gewichten. 2Die für
die Bildung des Gesamturteils wesentlichen Gründe
sind in den ergänzenden Bemerkungen darzulegen.

§ 63

Zuständigkeit

(1) 1Die dienstliche Beurteilung wird, soweit die
Dienstaufsicht nicht anderweitig geregelt ist, von der
Leitung der Behörde erstellt, der die Beamtin oder der
Beamte im Zeitpunkt der dienstlichen Beurteilung an-
gehört. 2Abgeordnete Beamtinnen und Beamte werden
im Einvernehmen mit der Leitung der Behörde beur-
teilt, an die sie abgeordnet sind; besteht die Abordnung
zu einer Dienststelle eines anderen Dienstherrn, er-
folgt die Beurteilung im Benehmen mit der Leitung der

Behörde, an die sie abgeordnet sind. 3Die Leiterinnen
und Leiter von Behörden werden von der Leitung der
vorgesetzten Dienststelle beurteilt. 4Die oberste
Dienstbehörde kann eine abweichende Regelung tref-
fen, soweit ein dringendes dienstliches Bedürfnis ge-
geben ist. 5Bei den Behörden, die den obersten Dienst-
behörden unmittelbar nachgeordnet sind, kann die
Leiterin oder der Leiter der Behörde die Befugnis zur
Beurteilung auf ihre oder seine allgemeine Vertretung
übertragen. 6Im Bereich der kommunalen Diensther-
ren kann die Behördenleitung die Befugnis zur Beur-
teilung übertragen, wenn sichergestellt ist, dass die
Beurteilung von einer Person erstellt wird, die zumin-
dest die gleiche Qualifikation besitzt wie die zu beur-
teilende Person.

(2) 1Die dienstliche Beurteilung wird von den vorge-
setzten Dienstbehörden überprüft. 2Die Überprüfung
soll spätestens nach einer Frist von sechs Monaten
nach der ersten Eröffnung abgeschlossen sein. 3Ist die
vorgesetzte Dienstbehörde eine oberste Dienstbehör-
de, kann sie die Überprüfung der dienstlichen Beurtei-
lungen auf eine nachgeordnete Behörde übertragen
oder auf die Fälle beschränken, in denen gegen die Be-
urteilung Einwendungen erhoben wurden. 4Die Probe-
zeitbeurteilungen in den Laufbahnen des einfachen
und des mittleren Dienstes bedürfen der Überprüfung
nicht, wenn die vorgesetzte Dienstbehörde eine obers-
te Dienstbehörde ist.

§ 64

Eröffnung der dienstlichen Beurteilung

(1) 1Die dienstliche Beurteilung ist der Beamtin oder
dem Beamten vor der Überprüfung zu eröffnen. 2Sie
soll besprochen werden. 3Die Eröffnung der dienstli-
chen Beurteilung kann auf Vorgesetzte delegiert wer-
den, die an der Erstellung der Beurteilung wesentlich
mitgewirkt haben. 4Einwendungen sind der vorgesetz-
ten Dienstbehörde mit vorzulegen. 5Ist die dienstliche
Beurteilung durch die vorgesetzte Dienstbehörde ab-
geändert worden, ist die dienstliche Beurteilung un-
verzüglich, spätestens aber drei Monate nach der
Überprüfung, nochmals zu eröffnen.

(2) Die Beurteilung ist mit einem Vermerk über ihre
Eröffnung zu den Personalakten zu nehmen.

§ 65

Ausnahmegenehmigungen

Das Staatsministerium des Innern kann im Interes-
se der Weiterentwicklung der kommunalen Selbstver-
waltung zur Erprobung neuer Modelle der dienstlichen
Beurteilung von § 62 abweichende Beurteilungssys-
teme zeitlich befristet zulassen, ausgenommen solche
Bereiche, in denen staatliche und kommunale Beam-
tinnen und Beamte gleichzeitig tätig sind.

§ 66

Dienstliche Beurteilung von Lehrkräften

1Das zuständige Staatsministerium wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der



Finanzen für die Beurteilung der staatlichen Lehrkräf-
te eigene Richtlinien zu erlassen, die von den Vor-
schriften dieses Teils abweichen können. 2Die Richtli-
nien nach Satz 1 können für Lehrkräfte an kommuna-
len Schulen entsprechend angewendet werden.

Teil 6

Fortbildung

§ 67 

Fortbildung

(1) 1Die dienstliche Fortbildung wird von der obers-
ten Dienstbehörde gefördert und geregelt. 2Die einzel-
nen Fortbildungsmaßnahmen werden regelmäßig
durch die obersten Dienstbehörden und durch die von
ihnen beauftragten Behörden oder Stellen durchge-
führt. 3Die Gelegenheit zur Fortbildung soll möglichst
gleichmäßig gegeben werden.

(2) 1Die Beamtinnen und Beamten sind verpflichtet,
an Maßnahmen der Einführungs-, Anpassungs- und
Förderungsfortbildung teilzunehmen. 2Sie sind außer-
dem verpflichtet, sich selbst fortzubilden, damit sie
den Änderungen der Aufgaben und der Anforderungen
gewachsen sind (Anpassungsfortbildung).

(3) Wer seine Fähigkeiten und fachlichen Kenntnis-
se durch Fortbildung nachweislich wesentlich gestei-
gert hat, ist zu fördern und soll unter Beachtung der
Grundsätze des § 8 Gelegenheit erhalten, Fähigkeiten
und fachliche Kenntnisse auf einem höherwertigen
Dienstposten anzuwenden und hierbei die besondere
Eignung zu beweisen.

(4) Als Nachweis besonderer fachlicher Kenntnisse
nach Abs. 3 sind insbesondere das Diplom einer Ver-
waltungs- und Wirtschaftsakademie, das Diplom der
Hochschule für Politik München und andere Bildungs-
abschlüsse anzusehen.

Teil 7

Übernahme von Beamtinnen und Beamten

§ 68

Übernahme von Beamtinnen und Beamten und
Wiedereinstellung früherer Beamtinnen und Beamter

von Dienstherren innerhalb des Geltungsbereichs
des Bayerischen Beamtengesetzes

(1) 1Bei der Einstellung von Beamtinnen und Beam-
ten von Dienstherren innerhalb des Geltungsbereichs
des Bayerischen Beamtengesetzes kann von der vorge-
schriebenen Probezeit abgesehen werden, wenn sie be-
reits in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit in einer
Laufbahn derselben Laufbahngruppe berufen worden
sind. 2Die Probezeit gilt als abgeleistet, soweit sie nach
dem Erwerb der Laufbahnbefähigung in der entspre-
chenden oder einer gleichwertigen Laufbahn zurück-
gelegt wurde. 3Von einer erneuten Probezeit kann auch
dann abgesehen werden, wenn eine Beamtin oder ein
Beamter auf Lebenszeit die Befähigung für eine Lauf-

bahn einer höheren Laufbahngruppe außerhalb des
Aufstiegs erworben hat und in die neue Laufbahn
übernommen wird. 4Die Übertragung eines Amtes der
neuen Laufbahn kann von einer höchstens einjährigen
Bewährungszeit abhängig gemacht werden; während
der Bewährungszeit bleibt die bisherige Rechtsstel-
lung unverändert.

(2) 1Bei der Übernahme von Beamtinnen und Beam-
ten von Dienstherren innerhalb des Geltungsbereichs
des Bayerischen Beamtengesetzes ist die Einstellung in
einem höheren Amt als dem Eingangsamt zulässig,
wenn die Übernahme in einem der letzten Dienststel-
lung gleichwertigen Amt erfolgt. 2Erfolgt die Über-
nahme in einem höheren Amt als dem bisherigen Amt,
so sind die Vorschriften über Beförderungen anzuwen-
den.

(3) Abs. 1 und 2 sind bei der Wiedereinstellung frü-
herer Beamtinnen und Beamter von Dienstherren in-
nerhalb des Geltungsbereichs des Bayerischen Beam-
tengesetzes entsprechend anzuwenden.

§ 69

Übernahme von Beamtinnen und Beamten und
Wiedereinstellung früherer Beamtinnen und Beamter

von Dienstherren außerhalb des Geltungsbereichs
des Bayerischen Beamtengesetzes

(1) Bei der Übernahme von Beamtinnen und Beam-
ten und der Wiedereinstellung früherer Beamtinnen
und Beamter von Dienstherren außerhalb des Gel-
tungsbereichs des Bayerischen Beamtengesetzes ist
diese Verordnung anzuwenden; dies gilt nicht, wenn
die Übernahme kraft Gesetzes oder auf Grund eines
Rechtsanspruchs in ihrer bisherigen Rechtsstellung
erfolgt.

(2) 1Wer als Laufbahnbewerberin oder Laufbahnbe-
werber die Befähigung für eine Laufbahn bei einem
Dienstherrn außerhalb des Geltungsbereichs des
Bayerischen Beamtengesetzes durch Bestehen der
Laufbahnprüfung erworben hat, besitzt auch die Befä-
higung für die entsprechende Laufbahn im Geltungs-
bereich des Bayerischen Beamtengesetzes. 2Wer bei 
einem Dienstherrn außerhalb des Geltungsbereichs
des Bayerischen Beamtengesetzes die Befähigung für
eine Laufbahn ohne Ableistung eines Vorbereitungs-
dienstes und Bestehen einer Laufbahnprüfung erwor-
ben hat, besitzt auch die Befähigung für eine in glei-
cher Weise geregelte entsprechende Laufbahn im Gel-
tungsbereich des Bayerischen Beamtengesetzes. 3Wel-
cher Laufbahn die Befähigung entspricht, stellt die
oberste Dienstbehörde mit Zustimmung des Landes-
personalausschusses fest; die Zustimmung ist nicht er-
forderlich, wenn die Befähigung für eine Laufbahn be-
sonderer Fachrichtung festgestellt werden soll, die
nach § 52 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 geregelt worden ist. 4Die
Zustimmung ist bei einer Versetzung vor der Einver-
ständniserklärung des aufnehmenden Dienstherrn
einzuholen.

(3) 1Für die Anerkennung der bei einem Dienstherrn
außerhalb des Geltungsbereichs des Bayerischen Be-
amtengesetzes als Laufbahnbewerberin oder Lauf-
bahnbewerber erworbenen Befähigung als Befähigung
für eine gleichwertige Laufbahn im Geltungsbereich
des Bayerischen Beamtengesetzes gilt § 5 Abs. 2 ent-
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sprechend. 2Über die Anerkennung der Befähigung
entscheidet die oberste Dienstbehörde mit Zustim-
mung des Landespersonalausschusses. 3Die Zustim-
mung ist bei einer Versetzung vor der Einverständnis-
erklärung des aufnehmenden Dienstherrn einzuholen.

Teil 8

Landespersonalausschuss

§ 70

Feststellung der Laufbahnbefähigung

(1) 1Soweit die Gestaltung des Vorbereitungsdiens-
tes und die Prüfungen nicht nach § 17 Abs. 1 geregelt
sind, kann der Landespersonalausschuss auf Antrag
der obersten Dienstbehörde den Erwerb der Lauf-
bahnbefähigung im Einzelfall feststellen. 2Die Befähi-
gungsvoraussetzungen müssen den für die betreffende
Laufbahngruppe allgemein vorgeschriebenen Voraus-
setzungen für den Erwerb der Laufbahnbefähigung
gleichwertig sein.

(2) Abs. 1 ist für Laufbahnen besonderer Fachrich-
tungen entsprechend anzuwenden, soweit die Voraus-
setzungen für die Einstellung nicht nach § 52 Abs. 2
Nrn. 1 und 2 festgelegt worden sind.

§ 71

Allgemeine Ausnahmen

Soweit eine Zuständigkeit des Landespersonalaus-
schusses nach dem Bayerischen Beamtengesetz oder
nach dieser Verordnung begründet ist, kann dieser sei-
ne Beschlüsse in Einzelfällen oder in Gruppen von Fäl-
len fassen.

Teil 9

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 72

Zuständigkeit der obersten Dienstbehörden

1Entscheidungen nach dieser Verordnung trifft die
oberste Dienstbehörde, wenn nichts anderes geregelt
ist. 2Für den staatlichen Bereich kann sie ihre Zustän-
digkeit durch Verordnung auf die für die Ernennung
zuständigen Behörden übertragen. 3Für den kommu-
nalen Bereich finden Art. 34 der Bezirksordnung, 
Art. 38 der Landkreisordnung und Art. 43 der Gemein-
deordnung Anwendung. 4Satz 2 gilt nicht in den Fällen
des § 37 Abs. 1 Satz 2, des § 41 Abs. 1 Satz 2, des § 63
Abs. 1 Satz 4 und soweit eine Antragstellung beim Lan-
despersonalausschuss erforderlich ist.

§ 73

Erlass von Verwaltungsvorschriften

(1) Der Erlass von ergänzenden Verwaltungsvor-
schriften bestimmt sich nach Art. 15 BayBG.

(2) Das Staatsministerium für Unterricht und Kul-
tus bzw. das Staatsministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst regelt nach Anhörung des Landes-
personalausschusses durch Verwaltungsvorschrift,
welche Bildungsstände den nach dieser Verordnung
vorgesehenen Bildungsvoraussetzungen gleichwertig
sind.

§ 74

Übergangsregelungen

(1) 1Für Beamtinnen und Beamte, die noch vor dem
1. April 2009 angestellt wurden, rechnet die Dienstzeit
weiterhin ab dem Zeitpunkt der Anstellung; für diese
Beamtinnen und Beamten ist an Stelle des § 10 Abs. 2
Satz 1 Nr. 2 die Vorschrift des § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 der
Laufbahnverordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 4. März 1996 (GVBl S. 99, ber. S. 220, BayRS
2030–2–1–2–F), zuletzt geändert durch § 3 des Gesetzes
vom 20. Dezember 2007 (GVBl S. 931), weiterhin anzu-
wenden. 2Für Beamtinnen und Beamte, die am 1. April
2009 noch zur Anstellung anstünden, ist ab dem 
1. April 2009 diese Verordnung anzuwenden.

(2) 1Der Zustimmung des Landespersonalausschus-
ses nach § 5 Abs. 2 Satz 4 bedarf es nicht bei Beamtin-
nen und Beamten des gehobenen und des höheren
Dienstes, deren Laufbahnbefähigung durch die obers-
te Dienstbehörde, nach dem 1. Dezember 1977 mit Zu-
stimmung des Landespersonalausschusses, als gleich-
wertige Laufbahnbefähigung anerkannt wurde, wenn
die Beamtin oder der Beamte später in eine entspre-
chende Laufbahn bei einem anderen Dienstherrn
übernommen wird. 2Dies gilt entsprechend im Fall des
§ 69 Abs. 3 Satz 2.

(3) Für die Anrechnung von Erziehungszeiten für
vor dem 1. Januar 2008 geborene Kinder findet § 62
Abs. 4 der Laufbahnverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. März 1996 (GVBl S. 99, ber. 
S. 220, BayRS 2030–2–1–2–F), zuletzt geändert durch 
§ 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2007 (GVBl S. 931),
Anwendung. 

(4) 1§ 12 Abs. 2 gilt nur für Zeiten einer Beschäfti-
gung nach dem 31. März 2009. 2Zeiten vor dem 1. April
2009 berechnen sich nach dem jeweils zu dieser Zeit
geltenden Rechtsstand.

(5) Beamtinnen und Beamte, die bis zum Ablauf des
31. März 2009 zum Aufstieg für besondere Verwendung
nach § 37a der Laufbahnverordnung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 4. März 1996 (GVBl S. 99,
ber. S. 220, BayRS 2030–2–1–2–F), zuletzt geändert
durch § 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2007 (GVBl
S. 931), zugelassen wurden, führen ihn nach den dort
geltenden Voraussetzungen fort.

§ 75

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) 1Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April
2009 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten die §§ 21
bis 30 mit Wirkung vom 1. Oktober 2007 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. März 2009 tritt die Verord-



nung über die Laufbahnen der bayerischen Beamten
(Laufbahnverordnung – LbV) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. März 1996 (GVBl S. 99, ber. 
S. 220, BayRS 2030–2–1–2–F), zuletzt geändert durch 
§ 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2007 (GVBl S. 931),
außer Kraft.

München, den 1. April 2009

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r
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Anlage 1 
(zu § 28)

Vertrag
zwischen

dem Freistaat Bayern

- vertreten durch -

und

Frau/Herrn   

geboren am  

wohnhaft        

wird folgender Vertrag geschlossen:

§ 1

Frau/Herrn   wird für die Zeit vom  

bis zum            Gelegenheit gegeben,

in einem Anpassungslehrgang im Sinn von Art. 3 Abs. 1 Buchst. g, Art. 14 der Richtlinie 2005/36/EG und

im Sinn des § 28 LbV die Kenntnisse und Fähigkeiten für die Laufbahnbefähigung 

zu erwerben, die ihr/ihm nach den festgestellten Defiziten noch fehlen. 

§ 2

(1) Der Anpassungslehrgang besteht aus einer berufspraktischen Ausbildung in den Aufgaben der oben ge-
nannten Laufbahn unter Anleitung und Verantwortung einer qualifizierten Inhaberin oder eines qualifizierten In-
habers der Laufbahnbefähigung (Ausbildungsleitung).

(2) Der Anpassungslehrgang umfasst eine Zusatzausbildung in Form von Fortbildungsmaßnahmen, wenn die
vorhandenen Defizite nicht im Rahmen der berufspraktischen Tätigkeit ausgeglichen werden können. 

(3) Folgende Defizite wurden bei Frau/Herrn festgestellt:

Das Ziel des Anpassungslehrgangs ist die Beseitigung dieser Defizite. Die Ausbildungsleitung legt die weiteren
Einzelheiten des Anpassungslehrgangs fest. Dabei stellt sie durch geeignete Maßnahmen sicher, dass sich 

Frau/Herr 
die Kenntnisse und Fähigkeiten der in § 1 genannten Laufbahnbefähigung in sachgerechter Form aneignen kann.

(4) Sie/Er kann sich in allen Fragen der Durchführung des Anpassungslehrgangs an die Ausbildungsleitung
wenden. 



§ 3

Dienstobliegenheiten werden nicht übertragen.

§ 4

Der Anpassungslehrgang endet außer durch Ablauf der festgesetzten Zeit vorzeitig auf Antrag. Er kann außer-
dem vorzeitig von Amts wegen beendet werden, wenn schwerwiegende Pflichtverletzungen von 

Frau/Herrn der Fortführung entgegenstehen.

§ 5

Frau/Herr hat den Anweisungen der Ausbildungsleitung
zu folgen; sie/er wird zu Beginn des Anpassungslehrgangs auf die Pflicht zur Verschwiegenheit hingewiesen. 

§ 6

Eine Vergütung oder ein sonstiges Entgelt wird nicht gewährt. 

, den 

Unterschrift der Teilnehmerin oder des Vertreterin/Vertreter des Freistaates Bayern
Teilnehmers des Anpassungslehrgangs
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Anlage 2
(zu § 53)

Gehobener Dienst

Besondere Fachrichtung des Einschlägige Ausbildung (Fachhochschulstudiengänge)
gehobenen Dienstes mit Abschlussbezeichnung
(ohne Schulen und Hochschulen) - Sonderregelungen nach § 53 Abs. 3 Satz 4 in Klammern -

1. Gartenbaulicher Dienst Diplom-Ingenieurin (FH), Diplom-Ingenieur (FH)
(ohne staatlichen Bereich, mit - Studiengang Gartenbau -
Ausnahme der Botanischen Gärten) 

2. Weinbaulicher Dienst Diplom-Ingenieurin (FH), Diplom-Ingenieur (FH), 
- Studiengänge Weinbau und Kellerwirtschaft oder 
Getränketechnologie -

3. Technischer Weinkontrolldienst Diplom-Ingenieurin (FH), Diplom-Ingenieur (FH) 
- Studiengänge Weinbau und Kellerwirtschaft oder 
Getränketechnologie -

4. Milchwirtschaftlicher Dienst oder Diplom-Ingenieurin (FH), Diplom-Ingenieur (FH) 
Dienst als Lebensmitteltechnologin  - Studiengang Lebensmitteltechnologie -
oder Lebensmitteltechnologe

5. Dienst in den Bereichen Diplom-Sozialpädagogin (FH), Diplom-Sozialpädagoge (FH),
Sozialarbeit und Sozialpädagogik Diplom-Sozialarbeiterin (FH),  Diplom-Sozialarbeiter (FH), 

(Die hauptberufliche Tätigkeit nach § 53 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 beträgt
mindestens zwei Jahre nach Abschluss des Studiums oder Erwerb der
staatlichen Anerkennung, wenn eine Bewerberin oder ein Bewerber
ein vorgeschriebenes Studium von mindestens acht Semestern an ei-
ner Fachhochschule absolviert hat oder die staatliche Berufsanerken-
nung erhalten hat. Als hauptberufliche Tätigkeit gilt nur eine Be-
schäftigung als Sozialarbeiterin oder Sozialarbeiter im öffentlichen
Dienst; eine gleichwertige Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Diens-
tes kann bis zu einem Jahr angerechnet werden.)

6. Technischer Werkdienst Diplom-Ingenieurin (FH), Diplom-Ingenieur (FH) 
(Betriebsdienst) - in dem jeweiligen Studiengang -

7. Dienst als Chemikerin oder Chemiker Diplom-Ingenieurin (FH), Diplom-Ingenieur (FH) 
- Studiengänge Chemie oder Technische Chemie -

8. Dienst als Physikerin oder Physiker Diplom-Ingenieurin (FH), Diplom-Ingenieur (FH) 
- Studiengänge Physik oder Physikalische Technik -

9. Bergverwaltungsdienst Diplom-Ingenieurin (FH), Diplom-Ingenieur (FH) 
- Studiengänge Bergbau oder verwandte Studiengänge (Steine und
Erden, Erdöl-, Tiefbohr-, Bergmaschinen-, Bergelektro- und Mark-
scheidewesen) sowie die 
Studiengänge Maschinenbau und Elektrotechnik -

10. Technischer Dienst im Bereich Diplom-Ingenieurin (FH), Diplom-Ingenieur (FH) 
der Informationstechniken - Studiengänge Elektrotechnik oder Wirtschaftsingenieurwesen -

Diplom-Informatikerin (FH), Diplom-Informatiker (FH) 
- Studiengang Informatik -
Diplom-Mathematikerin (FH), Diplom-Mathematiker (FH) 
- Studiengang Mathematik -
Diplom-Wirtschaftsinformatikerin, Diplom-Wirtschaftsinformatiker 
- Studiengang Wirtschaftsinformatik -



Besondere Fachrichtung des Einschlägige Ausbildung (Fachhochschulstudiengänge)
gehobenen Dienstes mit Abschlussbezeichnung
(ohne Schulen und Hochschulen) - Sonderregelungen nach § 53 Abs. 3 Satz 4 in Klammern -

11. Technischer Diplom-Ingenieurin (FH), Diplom-Ingenieur (FH), 
Futtermittelkontrolldienst - Studiengänge Landwirtschaft, Agrarwirtschaft, Lebensmitteltech-

nologie, Lebensmittelwirtschaft, Lebensmitteltechnik, Ernährungs-
wissenschaft, Ernährungswirtschaft, Ernährungs- und Versor-
gungsmanagement - 
Diplom-Wirtschaftsingenieurin (FH), Diplom-Wirtschaftsingenieur
(FH)
- Studiengänge Lebensmittelwirtschaft, Agrarwirtschaft, Agrarmar-
keting und Agrarmanagement -
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Anlage 3
(zu § 53)

Höherer Dienst

Besondere Fachrichtungen im Berufe bzw. Berufsabschlussbezeichnungen
höheren Dienst - Sonderregelungen nach § 53 Abs. 3 Satz 4 in Klammern -
(ohne Schulen und Hochschulen)

1. Ärztlicher Dienst - ohne Gesund- Ärztin, Arzt
heitsämter und Regierungen (Die Dauer der hauptberuflichen Tätigkeit beträgt in jedem Fall drei

Jahre. Für die hauptberufliche Tätigkeit rechnet die Zeit nach der Ap-
probation oder nach der Erteilung der Erlaubnis nach § 10 BÄO außer
im Fall des § 10 Abs. 5 BÄO.)

2. Dienst als Biologin oder Biologe Diplom-Biologin Univ., Diplom-Biologe Univ. 

3. Dienst als Chemikerin oder Chemiker Diplom-Chemikerin Univ., Diplom-Chemiker Univ.
- auch in den Fachrichtungen Physi- Diplom-Ingenieurin Univ., Diplom-Ingenieur Univ.
kalische Chemie, Bio- und Geochemie - Studiengang Chemie-Ingenieurwesen -

4. Gartenbaulicher Dienst Diplom-Agraringenieurin Univ., Diplom-Agraringenieur Univ.
- ohne den Geschäftsbereich des - Studiengang Gartenbauwissenschaften -
Staatsministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten

5. Dienst als Lebensmittelchemikerin Staatlich geprüfte Lebensmittelchemikerin, Staatlich geprüfter Le- 
oder Lebensmittelchemiker bensmittelchemiker

(Die zusätzlich vorgeschriebene Ausbildung rechnet als hauptberufli-
che Tätigkeit.)

6. Dienst als Mathematikerin oder Diplom-Mathematikerin Univ., Diplom-Mathematiker Univ.
Mathematiker Diplom-Informatikerin Univ., Diplom-Informatiker Univ. 

7. Pharmazeutischer Dienst Apothekerin, Apotheker 

8. Dienst als Physikerin oder Physiker Diplom-Physikerin Univ., Diplom-Physiker Univ.
- auch in der Fachrichtung 
Geophysik und Biophysik -

9. Dienst als Psychologin oder Diplom-Psychologin Univ., Diplom-Psychologe Univ. 
Psychologe

10. Dienst als Geologin oder Geologe Diplom-Geologin Univ., Diplom-Geologe Univ. 

11. Dienst im Umweltschutz und in Diplom-Ingenieurin Univ., Diplom-Ingenieur Univ.
der Umweltgestaltung in - Studiengang Landespflege -
fachspezifischen Aufgaben Diplom-Geographin Univ.,  Diplom-Geograph Univ. 

Diplom-Agraringenieurin Univ., Diplom-Agraringenieur Univ.

12. Wirtschaftsverwaltungsdienst Diplom-Ökonomin Univ., Diplom-Ökonom Univ.
a) im Geschäftsbereich des Staats- Diplom-Kauffrau Univ., Diplom-Kaufmann Univ.

ministeriums für Wirtschaft, Diplom-Volkswirtin Univ., Diplom-Volkswirt Univ.
Infrastruktur, Verkehr und Tech- Diplom-Wirtschaftsingenieurin Univ., Diplom-Wirtschaftsingenieur
nologie Univ.



Besondere Fachrichtungen im Berufe bzw. Berufsabschlussbezeichnungen
höheren Dienst - Sonderregelungen nach § 53 Abs. 3 Satz 4 in Klammern -
(ohne Schulen und Hochschulen)

b) in den übrigen Verwaltungen nur Diplom-Geographin Univ., Diplom-Geograph Univ.
in den Bereichen mit fachspezifi-
schen Aufgaben

13. Dienst bei den Museen und Samm- Ägyptologin,  Ägyptologe
lungen, beim Bayerischen Landes- Altertumskundlerin, Altertumskundler
amt für Denkmalpflege Amerikanistikerin, Amerikanistiker
sowie in der Bayerischen Verwaltung Archäologin , Archäologe
der staatlichen Schlösser, Gärten Ethnologin, Ethnologe 
und Seen Historikerin, Historiker 

Indologin, Indologe 
Kulturwissenschaftlerin, Kulturwissenschaftler 
Kunsthistorikerin, Kunsthistoriker 
Musikwissenschaftlerin, Musikwissenschaftler 
Prähistorikerin, Prähistoriker 
Sinologin, Sinologe 
Theaterwissenschaftlerin und Volkskundlerin, 
Theaterwissenschaftler und Volkskundler
(jeweils mit abgeschlossener Doktorprüfung) 
Diplom-Biologin Univ., Diplom-Biologe Univ. 
Diplom-Chemikerin Univ., Diplom-Chemiker Univ. 
Diplom-Geologin Univ., Diplom-Geologe Univ. 
Diplom-Geophysikerin Univ., Diplom-Geophysiker Univ. 
Diplom-Ingenieurin Univ., Diplom-Ingenieur Univ. 
- Studiengang Architektur, Bergbau, Elektrotechnik, Maschinenbau,
Technische Physik - 
Diplom-Mineralogin, Diplom-Mineraloge 
Diplom-Physikerin, Diplom-Physiker 
Diplom-Restauratorin Univ., Diplom-Restaurator Univ. 
(Auf die hauptberufliche Tätigkeit nach § 53 Abs. 2 Nr. 2 kann ange-
rechnet werden eine Tätigkeit als 
1. Volontärin oder Volontär an öffentlichen Museen

und Sammlungen sowie beim Landesamt für Denkmalpflege, 
2. Wissenschaftliche Assistentin/Wissenschaftlicher Assistent oder 

Hochschulassistentin/Hochschulassistent an einer wissenschaftli-
chen Hochschule sowie als Akademische Rätin/Akademischer Rat
oder Akademische Oberrätin/Akademischer Oberrat im Beamten-
verhältnis auf Zeit, 

3. Stipendiatin/Stipendiat der Deutschen Forschungsgemeinschaft
oder anderer wissenschaftlicher Organisationen)

14. Technischer Dienst im Bereich Diplom-Mathematikerin Univ., Diplom-Mathematiker Univ.
der Informationstechniken Diplom-Informatikerin Univ., Diplom-Informatiker Univ. 

Diplom-Ingenieurin Univ., Diplom-Ingenieur Univ.
- Studiengang Elektrotechnik, Schwerpunkt Nachrichtentechnik - 
Diplom-Wirtschaftsinformatikerin Univ., Diplom-Wirtschaftsinfor-
matiker Univ.

15. Dienst als Statistikerin oder Diplom-Statistikerin Univ., Diplom-Statistiker Univ.
Statistiker

16. Dienst als Lebensmitteltechnologin  Diplom-Ingenieurin Univ., Diplom-Ingenieur Univ.
oder Lebensmitteltechnologe - Studiengang Lebensmitteltechnologie -
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Auf Grund von 

1. Art. 29 Satz 2, Art. 46 Abs. 1 Satz 1, Art. 85 Abs. 1,
Art. 87 Abs. 1 und 3, Art. 91 Abs. 5 Satz 3, Art. 93,
98 Abs. 3, Art. 99 Abs. 1 Satz 1, Art. 100 Abs. 2 
Satz 3, Art. 101 sowie 144 Abs. 1 des Bayerischen
Beamtengesetzes (BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl
S. 500, BayRS 2030–1–1–F), 

2. Art. 43 Abs. 3, Art. 52 und 53 des Gesetzes über
kommunale Wahlbeamte – KWBG – (BayRS 
2022–1–I), zuletzt geändert durch Bekanntma-
chung vom 23. Januar 2008 (GVBl S. 36), 

3. Art. 9 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1, Art. 10 Abs. 3, 
Art. 18 Abs. 2 und Art. 22 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 1
des Gesetzes über die Fachhochschule für öffent-
liche Verwaltung und Rechtspflege in Bayern
(BayFHVRG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 9. Oktober 2003 (GVBl S. 818, BayRS 
2030–1–3–F), zuletzt geändert durch § 14 des Ge-
setzes vom 24. Dezember 2005 (GVBl S. 665), 

4. Art. 43 Abs. 1, Art. 55 Nr. 2 und Art. 77 Abs. 1 
Satz 2 der Verfassung des Freistaates Bayern in der
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Dezember
1998 (GVBl S. 991, BayRS 100–1–I), zuletzt geän-
dert durch Gesetze vom 10. November 2003 (GVBl
S. 816 und 817), 

5. § 54 Abs. 3 des Gesetzes zur Regelung des Status-
rechts der Beamtinnen und Beamten in den Län-
dern (Beamtenstatusgesetz – BeamtStG) vom 
17. Juni 2008 (BGBl I S. 1010), geändert durch 
Art. 15 Abs. 16 des Gesetzes vom 5. Februar 2009
(BGBl I S. 160),

6. § 19 des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) vom 6. Juni
1994 (BGBl I S. 1170, 1171), zuletzt geändert durch
Art. 229 der Verordnung vom 31. Oktober 2006
(BGBl I S. 2407), 

7. Art. 23 des Gesetzes zur Ausführung des Gerichts-
verfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen
des Bundes – AGGVG – (BayRS 300–1–1–J), zuletzt
geändert durch Art. 209 Abs. 1 des Gesetzes vom
10. Dezember 2007 (GVBl S. 866) und

8. § 1 des Gesetzes über Ermächtigungen zum Erlass
von Rechtsverordnungen (BGBl III 103–1)

erlässt die Bayerische Staatsregierung, 

9. Art. 41 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 des Bayerischen
Beamtengesetzes (BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl
S. 500, BayRS 2030–1–1–F)

erlässt die Bayerische Staatsregierung im Benehmen
mit dem Bayerischen Landespersonalausschuss,

10. Art. 14 Satz 5 des Bayerischen Beamtengesetzes
(BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl S. 500, BayRS
2030–1–1–F)

erlässt das Bayerische Staatsministerium der Finanzen

folgende Verordnung:

§ 1

Änderung der
Verordnung über die im Beamtenverhältnis 

auf Probe zu übertragenden Ämter

In § 2 der Verordnung über die im Beamtenverhält-
nis auf Probe zu übertragenden Ämter vom 16. Juni
1998 (GVBl S. 302, BayRS 2030–2–1–3–F) werden die
Worte „Art. 32a“ durch die Worte „Art. 45“ ersetzt.

§ 2

Änderung der
Verordnung über die Gewährung von Altersteilzeit

in Verwaltungsreformbereichen

Die Verordnung über die Gewährung von Altersteil-
zeit in Verwaltungsreformbereichen vom 10. Januar
2005 (GVBl S. 2, BayRS 2030–2–1–4–F), geändert
durch § 1 der Verordnung vom 4. April 2006 (GVBl 
S. 180), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Nr. 7 werden die Worte „– Regionalträger der
Deutschen Rentenversicherung“ gestrichen.

2. In § 2 werden die Worte „Art. 80d“ durch die Worte
„Art. 91“ ersetzt.

3. § 3 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Statt der Sperre und des Einzugs von Planstel-
lenanteilen können auch vergleichbare Anteile
von Stellen für Arbeitnehmer gesperrt und einge-
zogen werden, soweit diese im jeweils geltenden
Haushaltsplan bei den Titeln 42801 bis 42806
oder 42821 des jeweils betroffenen Kapitels oder
bei den Titelgruppen der Einzelpläne 03B und 12
veranschlagt sind.“

b) Satz 3 wird aufgehoben.

861–4–A
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an das Bayerische Beamtengesetz
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§ 3

Änderung der
Verordnung  über die Errichtung von Fachbereichen
an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung

und Rechtspflege in Bayern

Die Verordnung über die Errichtung von Fachberei-
chen an der Fachhochschule für öffentliche Verwal-
tung und Rechtspflege in Bayern in der Fassung der
Bekanntmachung vom 25. Februar 1975 (GVBl S. 25,
BayRS 2030–2–6–F), geändert durch § 9 des Gesetzes
vom 7. August 2003 (GVBl S. 503), wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 2 Satz 2 werden die Worte „Art. 2 Abs. 2
BayBFHG“ durch die Worte „Art. 2 Abs. 2 
BayFHVRG“ und die Worte „Art. 27 BayBFHG“
durch die Worte „Art. 25 BayFHVRG“ ersetzt.

2. In § 3 wird das Wort „BayBFHG“ durch das Wort
„BayFHVRG“ ersetzt.

§ 4

Änderung der
Diplomierungsverordnung BayFHVR

Die Verordnung über die Verleihung von Diplom-
graden nach dem Gesetz über die Fachhochschule für
öffentliche Verwaltung und Rechtspflege in Bayern
(Diplomierungsverordnung BayFHVR) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 9. August 1996 (GVBl 
S. 406, BayRS 2030–2–9–F), zuletzt geändert durch § 3
der Verordnung vom 30. August 2005 (GVBl S. 468),
wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 3 werden die Worte „Art. 15“ durch die
Worte „Art. 16“ ersetzt und wird das Wort „An-
stellungsprüfung“ durch das Wort „Laufbahn-
prüfung“ ersetzt.

b) In Abs. 4 werden die Worte „Art. 18a“ durch die
Worte „Art. 21“, die Worte „Art. 15“ durch die
Worte „Art. 16“ ersetzt und wird das Wort „An-
stellungsprüfung“ durch das Wort „Laufbahn-
prüfung“ ersetzt.

c) In Abs. 5 wird das Wort „Anstellungsprüfung“
durch das Wort „Laufbahnprüfung“ ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Worte „gemäß Art. 19 Abs. 1
BayFHVRG“ gestrichen und wird das Wort „An-
stellungsprüfung“ durch das Wort „Laufbahn-
prüfung“ ersetzt.

b) In Abs. 2, 3, 6 Satz 2 und Abs. 7 Satz 2 wird jeweils
das Wort „Anstellungsprüfung“ durch das Wort
„Laufbahnprüfung“ ersetzt.

3. In § 5 Abs. 2 Nrn. 1 bis 9 wird jeweils das Wort „An-
stellungsprüfung“ durch das Wort „Laufbahnprü-
fung“ ersetzt.

§ 5

Änderung der
Allgemeinen Prüfungsordnung

Die Allgemeine Prüfungsordnung (APO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Februar 1984
(GVBl S. 76, BayRS 2030–2–10–F), geändert durch Ver-
ordnung vom 24. März 1992 (GVBl S. 47), wird wie folgt
geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird das Wort „Anstellungs-“ durch das
Wort „Laufbahn-“ ersetzt.

b) In Abs. 2 werden die Worte „Art. 27“ durch die
Worte „Art. 35“ und die Worte „Art. 6 Abs. 1 Nr. 4
Buchst. a BayBG“ durch die Worte „§ 4 Abs. 4
Buchst. a BeamtStG“ ersetzt.

c) In Abs. 3 werden die Worte „Art. 43 Abs. 2 Satz 2
Nr. 3 BayBG“ durch die Worte „§ 20 Abs. 1 Nr. 4
LbV“ ersetzt.

d) In Abs. 4 werden das Wort „Anstellungsprüfun-
gen“ durch das Wort „Laufbahnprüfungen“, die
Worte „Art. 6 Abs. 1 Nr. 3“ durch die Worte 
„§ 4 Abs. 3 Buchst. a BeamtStG“ und die Worte 
„Art. 29“ durch die Worte „Art. 37“ ersetzt.

e) In Abs. 5 werden die Worte „Art. 21“ durch die
Worte „Art. 28“ ersetzt.

2. § 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort „Anstellungsprüfungen“
durch das Wort „Laufbahnprüfungen“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort „Anstellungs-“ durch das
Wort „Laufbahn-“ ersetzt.

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „Art. 114“ durch die
Worte „Art. 120“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Worte „Art. 115“ durch die
Worte „Art. 41“ ersetzt.

4. In § 40 Abs. 1 werden die Worte „Art. 109“ durch die
Worte „Art. 115“ ersetzt.

5. In § 41 Satz 1 wird das Wort „Anstellungs-“ durch
das Wort „Laufbahn-“ ersetzt.

§ 6

Änderung der
Arbeitszeitverordnung

Die Verordnung über die Arbeitszeit für den bayeri-
schen öffentlichen Dienst (Arbeitszeitverordnung 
– AzV) vom 25. Juli 1995 (GVBl S. 409, BayRS 
2030–2–20–F), zuletzt geändert durch Verordnung vom
3. Juli 2007 (GVBl S. 451), wird wie folgt geändert:
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1. In § 2 Abs. 4 Satz 3 werden die Worte „Art. 80a“
durch die Worte „Art. 88“ und die Worte „Art. 80d“
durch die Worte „Art. 91“ ersetzt.

2. § 8b wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil werden die Worte
„Art. 80 Abs. 3 und 4 oder Art. 80a Abs. 4“
durch die Worte „Art. 87 Abs. 3 und 4 oder
Art. 88 Abs. 4“ ersetzt.

bb) In Nr. 2 werden die Worte „Art. 56a Abs. 2
BayBG“ durch die Worte „§ 27 Abs. 2 
BeamtStG“ ersetzt.

b) In Abs. 3 werden die Worte „Art. 80d“ durch die
Worte „Art. 91“ ersetzt.

3. In § 14 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 werden
jeweils nach dem Wort „BayBG“ die Worte „in der
am 1. September 2004 geltenden Fassung“ einge-
fügt.

§ 7

Änderung der
Verordnung zur Einführung eines

verpflichtenden Arbeitszeitkontos für Lehrkräfte

Die Verordnung zur Einführung eines verpflichten-
den Arbeitszeitkontos für Lehrkräfte vom 20. März
2001 (GVBl S. 90, BayRS 2030–2–20–2–UK), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 5. Juli 2005 (GVBl 
S. 246), wird wie folgt geändert:

1. In § 2 werden die Worte „Art. 32b“ durch die Worte
„Art. 46“ ersetzt.

2. In § 4 Abs. 2 Nr. 5 werden die Worte „Art. 56a
BayBG“ durch die Worte „§ 27 BeamtStG“ ersetzt.

§ 8

Änderung der
Bayerischen Nebentätigkeitsverordnung

Die Verordnung über die Nebentätigkeit der Beam-
ten (Bayerische Nebentätigkeitsverordnung – BayNV)
vom 14. Juni 1988 (GVBl S. 160, ber. S. 210, BayRS
2030–2–22–F), zuletzt geändert durch Verordnung vom
18. Dezember 2001 (GVBl S. 1009), wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 2 Abs. 5 Sätze 1 und 2 werden jeweils die Worte
„Art. 74“ durch die Worte „Art. 82“ ersetzt.

2. In § 3 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Art. 73“ durch
die Worte „Art. 81“ ersetzt.

3. In § 6 Abs. 1, 4 und 5 und in § 7 Abs. 1 Sätze 1 und 2
und Abs. 4 Satz 3 werden jeweils die Worte „Art. 73“
durch die Worte „Art. 81“ ersetzt.

4. In § 8 Satz 1 werden die Worte „Art. 74“ durch die
Worte „Art. 82“ ersetzt.

§ 9

Änderung der
Jubiläumszuwendungsverordnung

Die Verordnung über die Gewährung von Ju-
biläumszuwendungen an Beamte und Richter (Ju-
biläumszuwendungsverordnung – JzV) vom 1. März
2005 (GVBl S. 76, BayRS 2030–2–24–F), geändert
durch § 19 des Gesetzes vom 24. Dezember 2005 (GVBl
S. 665), wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Besol-
dungsgesetzes“ die Worte „in der am 1. September
2006 geltenden Fassung“ eingefügt.

2. In § 5 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „Art. 143“
durch die Worte „Art. 136“ ersetzt.

§ 10

Änderung der
Urlaubsverordnung

Die Verordnung über den Urlaub der bayerischen
Beamten und Richter (Urlaubsverordnung – UrlV) vom
24. Juni 1997 (GVBl S. 173, ber. S. 486, BayRS 
2030–2–25–F), zuletzt geändert durch Verordnung vom
20. März 2007 (GVBl S. 240), wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort „Hochschullehrergeset-
zes“ durch das Wort „Hochschulpersonalgeset-
zes“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Worte „Unterricht, Kultus,
Wissenschaft“ durch die Worte „Wissenschaft,
Forschung“ ersetzt.

2. In § 14 Abs. 3 werden die Worte „Art. 39, 40 und 43
Abs. 2 Satz 2“ durch die Worte „§§ 22 und 23 des Be-
amtenstatusgesetzes sowie Art. 55 Satz 1“ ersetzt.

3. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Worte „Art. 88“ durch die
Worte „Art. 99“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 5 werden nach dem Wort „Besol-
dungsgesetzes“ die Worte „in der am 1. Septem-
ber 2006 geltenden Fassung“ eingefügt.

4. § 16 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „Art. 80“ durch
die Worte „Art. 87“ ersetzt.

b) In Abs. 5 Satz 5 werden die Worte „Art. 86b“
durch die Worte „Art. 97“ ersetzt.

5. In § 17 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „Art. 86b“
durch die Worte „Art. 97“ ersetzt.

6. § 18 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 2 werden die Worte „Art. 80b oder Art. 80c“
durch die Worte „Art. 89 oder Art. 90“ ersetzt.



b) In Nr. 3 werden die Worte „Art. 80“, „Art. 80a“
und „Art. 80d“ durch die Worte „Art. 87“, 
„Art. 88“ und „Art. 91“ ersetzt.

7. In § 19 Abs. 2 und in § 20 werden jeweils die Worte
„Art. 86b“ durch die Worte „Art. 97“ ersetzt.

§ 11

Änderung der
Bayerischen Mutterschutzverordnung

Die Verordnung über den Mutterschutz für Be-
amtinnen (Bayerische Mutterschutzverordnung – 
BayMuttSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 7. Oktober 2003 (GVBl S. 785, BayRS 2030–2–26–F),
geändert durch § 18 des Gesetzes vom 24. Dezember
2005 (GVBl S. 665), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 2 werden die Worte „Art. 27“ durch die
Worte „Art. 35“ ersetzt.

2. In § 5 Satz 2 werden nach dem Wort „Erschwernis-
zulagenverordnung“ die Worte „in der am 1. Sep-
tember 2006 geltenden Fassung“ eingefügt.

3. In § 11 Abs. 3 werden die Worte „Art. 39, 40 und 43
Abs. 2 Satz 2“ durch die Worte „§§ 22 und  23 
BeamtStG und Art. 55 Satz 1“ ersetzt.

§ 12

Änderung der
Verordnung zur Durchführung des

§ 126 Abs. 3 des Beamtenrechtsrahmengesetzes

Die Verordnung zur Durchführung des § 126 Abs. 3
des Beamtenrechtsrahmengesetzes vom 1. Oktober
1971 (GVBl S. 365, BayRS 2030–2–40–F) wird wie folgt
geändert:

1. Die Überschrift der Verordnung erhält folgende
Fassung:

„Verordnung zur Durchführung des § 54 Abs. 3 des
Beamtenstatusgesetzes“.

2. In § 1 Abs. 1 werden die Worte „§ 126 Abs. 1 bis 3 des
Beamtenrechtsrahmengesetzes“ durch die Worte 
„§ 54 Abs. 1 bis 3 des Beamtenstatusgesetzes“ er-
setzt.

§ 13

Änderung der
Verordnung über die Zuständigkeiten

für die Festsetzung, Anordnung
und Abrechnung der Bezüge von

Bediensteten und Versorgungsempfängern

Die Verordnung über die Zuständigkeiten für die
Festsetzung, Anordnung und Abrechnung der Bezüge
von Bediensteten und Versorgungsempfängern
(ZustV-Bezüge) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 24. Oktober 2003 (GVBl S. 841, BayRS 
2032–3–1–4–F), zuletzt geändert durch § 3 der Verord-

nung vom 5. September 2006 (GVBl S. 305, ber. 786),
wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 1 Satz 6 werden die Worte „Art. 96“ durch
die Worte „Art. 14“ ersetzt.

2. In § 6 Abs. 1 Sätze 1 und 2 werden jeweils die Worte
„Art. 119“ durch die Worte „Art. 144“ ersetzt.

3. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 5 werden die Worte „Art. 119“ durch die
Worte „Art. 144“ ersetzt.

b) In Abs. 6 Satz 1 werden die Worte „Art. 97 Abs. 2“
durch die Worte „Art. 98 Abs. 3 Satz 2“ ersetzt.

§ 14

Änderung der
Verordnung zur Regelung der

besonderen Auswahlverfahren für die
Einstellung in Laufbahnen des

mittleren und gehobenen nichttechnischen Dienstes 

Die Verordnung zur Regelung der besonderen Aus-
wahlverfahren für die Einstellung in Laufbahnen des
mittleren und gehobenen nichttechnischen Dienstes
(AVfV) vom 8. Februar 2000 (GVBl S. 48, BayRS 
2038–3–1–2–F), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 11. August 2003 (GVBl S. 611), wird wie folgt
geändert:

1. In § 4 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „Art. 19“ durch
die Worte „Art. 26“ ersetzt.

2. In § 5 Abs. 1 werden die Worte „Art. 24“ durch die
Worte „Art. 32“ ersetzt.

3. § 16 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Bei Bewerbern, die am Tag der Auswahlprüfung
den nach § 5 Abs. 1 geforderten Bildungsabschluss be-
sitzen, sind die Noten des Abschlusszeugnisses heran-
zuziehen. 2Sofern Bewerber diesen Bildungsabschluss
bis zur Auswahlprüfung noch nicht erworben haben,
sind die Noten aus dem letzten vor dem Termin der
Auswahlprüfung erteilten Zeugnis zu berücksichti-
gen. 3Das Prüfungsamt kann die Einbeziehung von
nach dem Prüfungstag ausgestellten Zeugnissen bis zu
einem gesondert festzulegenden Termin zulassen. 4Bei
Bewerbern, die neben einem schon vorhandenen Bil-
dungsabschluss einen weiteren nach § 5 Abs. 1 gefor-
derten Bildungsabschluss erwerben, gelten Sätze 2
und 3 entsprechend.“

§ 15

Änderung der
Vertretungsverordnung

In § 3 Abs. 6 Sätzen 1 und 3 der Verordnung über die
gerichtliche Vertretung des Freistaates Bayern (Vertre-
tungsverordnung – VertrV) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. Oktober 1995 (GVBl S. 733,
BayRS 600–1–F), zuletzt geändert durch § 2 der Ver-
ordnung vom 9. Januar 2007 (GVBl S. 12), werden die
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Worte „Art. 96“ jeweils durch die Worte „Art. 14“ und
die Worte „Art. 97 Abs. 3“ durch die Worte „Art. 98 
Abs. 4“  ersetzt.

§ 16

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April
2009 in Kraft.

München, den 1. April 2009

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Georg  F a h r e n s c h o n ,  Staatsminister

 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5/200984

Einbanddecken

des Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblattes

für die Jahrgänge 1998 bis 2008
sind per Telefax (0 89 / 42 84 88)

zu beziehen bei

Max Schick GmbH, Druckerei und Verlag,
Karl-Schmid-Staße 13,

81829 München

Einbanddecke 2008 zum Preis von je € 9,35
zuzüglich Vertriebskosten und gesetzlicher Mehrwertsteuer.

Achtung:
Einbanddecken für die Jahre 2007 bis 2009 sind nur im Abonnement erhältlich!
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Herausgeber/Redaktion: Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-Strauß-Ring 1, 80539 München

Das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt wird nach Bedarf ausgegeben, in der Regel zweimal im Monat.
Die Herstellung erfolgt aus 100 % Altpapier.
Herstellung und Vertrieb: Max Schick GmbH, Druckerei und Verlag, Karl-Schmid-Straße 13, 81829 München, Tel. 0 89 / 42 92 01 / 02,
Telefax 0 89 / 42 84 88.
Bezug: Das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt wird im Namen und für Rechnung des Herausgebers von der Max Schick GmbH
ausgeliefert. Bestellungen sind ausschließlich an die Max Schick GmbH zu richten. Ausgaben, die älter sind als 5 Jahre, sind im
Einzelverkauf nicht erhältlich. Abbestellungen müssen bis spätestens 31. Oktober eines Jahres mit Wirkung vom Beginn des folgenden
Kalenderjahres bei der Max Schick GmbH eingehen. Reklamationen wegen fehlerhafter oder nicht erhaltener Exemplare müssen spätes-
tens 1 Monat nach deren Erscheinungsdatum schriftlich oder per Telefax beim Verlag eingehen. Nach dieser Frist ist eine gebührenfreie 
Ersatzlieferung nicht mehr möglich.
Bezugspreis für den laufenden Bezug (unterliegt nicht der gesetzlichen Mehrwertsteuer) jährlich 40,00 € zzgl. Vertriebskosten; für
Einzelnummern bis 8 Seiten 2,42 €, für weitere 4 angefangene Seiten 0,30 €, ab 48 Seiten Umfang für je weitere 8 angefangene Seiten
0,30 € zzgl. Vertriebskosten und gesetzlicher Mehrwertsteuer.
Bankverbindung: Bayer. Landesbank München, Kto.Nr. 110 24 592, BLZ 700 500 00.
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